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199.  Öffentliche Bekanntmachung 
 

der Anordnung des 
 

„Bodenordnungsverfahrens Pabstorf“, 
 

Gemeinde Huy, Landkreis Harz, 
Verfahrensnummer HZ0076, 

 
und Aufforderung zur Anmeldung von unbekannten Rechten 

 
 
1. Anordnungsbeschluss 
 
Aufgrund des 8. Abschnitt des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes (LwAnpG) i.d.F. der Be-
kanntmachung vom 03. Juli 1991 (BGBl. I S. 1418), zuletzt geändert durch Artikel 40 des 
Gesetzes vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586) in Verbindung mit § 86 Abs. 1 des Flurbereini-
gungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 546), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 
2794), wird hiermit das  
 

„Bodenordnungsverfahren Pabstorf“,  
Gemeinde Huy, Landkreis Harz, 

Verf.Nr. HZ 0076 
angeordnet. 
 
Das Bodenordnungsgebiet ist rund 2.043 ha groß. Die dem Bodenordnungsverfahren unter-
liegenden Flurstücke sind im Verzeichnis der Verfahrensflurstücke (Anlage 1) aufgeführt und 
in der Gebietskarte dargestellt (Anlage 2). Die Anlagen 1 und 2 sind Bestandteil dieses Be-
schlusses. 
 
Mit diesem Beschluss entsteht als Körperschaft des öffentlichen Rechts die Teilnehmer-
gemeinschaft, die aus den Eigentümern der Grundstücke und Gebäude sowie aus den 
Erbbauberechtigten gebildet wird. 
 
Die Teilnehmergemeinschaft führt die Bezeichnung: 
 

„Teilnehmergemeinschaft des 
Bodenordnungsverfahrens Pabstorf  

Landkreis Harz“ 
 
Sie hat ihren Sitz in der Einheitsgemeinde Huy. 
 
 
2. Begründung 
 
Aufgrund vorliegender Anträge nach § 53 LwAnpG sollen die Eigentums- und Rechtsver-
hältnissen im Zusammenhang mit den Zielen des 8. Abschnitts des LwAnpG geregelt wer-
den. 
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Im Bodenordnungsgebiet sind Mitglieder aus der LPG oder der eingetragenen Genossen-
schaft mit dem Ziel der Bildung einzelbäuerlicher Wirtschaften ausgeschieden. Daneben sind 
auch von anderen Personen Landwirtschaftsbetriebe neu eingerichtet worden. 
 
Der LPG war die Rückgabe der eingebrachten Flächen aus objektiven, wirtschaftlichen oder 
rechtlichen Gründen nicht möglich. Die ausscheidenden Mitglieder und die anderen wieder 
eingerichteten Betriebe haben verlangt, dass Ihnen statt der eingebrachten Flächen solche 
übereignet wurden, die in wirtschaftlich zumutbarer Entfernung von der Hofstelle, räumlich 
beieinander und an Wirtschaftswegen liegen und nach Art und Größe den eingebrachten 
Flächen entsprechen. Letztendlich ist eine umfassende Einigung zwischen allen wirtschaftli-
chen Betrieben nicht zustande gekommen. Folgerichtig wurde die Durchführung eines Bo-
denordnungsverfahrens beantragt. 
 
Den landwirtschaftlichen Betrieben wurden, unter dem Vorbehalt einer abschließenden Re-
gelung im Zuge eines Bodenordnungsverfahrens, andere Flächen gem. § 46 Abs. 2 LwAnpG 
zur Verfügung gestellt.  
 
Im Rahmen der Festsetzung von Prioritäten zur Durchführung von Bodenordnungs- und 
Flurbereinigungsverfahren im Land Sachsen-Anhalt, der Bereitstellung verfügbarer Haus-
haltsmittel und des entsprechenden Personals steht die Verpflichtung zur Durchführung ei-
nes Bodenordnungsverfahrens in dem Bodenordnungsgebiet unverändert an, da die vorü-
bergehende Bewirtschaftungsregelung im Sinne von § 46 Abs. 2 LwAnpG, mangels bisheri-
ger anderer Möglichkeiten der landwirtschaftlichen Betriebe und der Flurneuordnungsbehör-
de, unverändert fortbesteht.  
 
Das Bodenordnungsgebiet unterlag vor 1990 umfänglich den Zielstellungen des LPG-
Gesetzes. Hierdurch wurden durch den Ausbau von Wirtschaftswegen, dem meliorativen 
Ausbau von Gewässern, der Anpflanzung von Gehölzen und der Rekultivierung von Wirt-
schaftswegen und Fließgewässern umfangreiche Änderungen an den landwirtschaftlichen 
Flächen mit dem Ziel einer optimierten Bewirtschaftung vorgenommen. Diese Veränderun-
gen haben bisher keinen umfänglichen Eingang in das Grundbuch und das Liegenschaftska-
taster gefunden.  
 
Dazu kommt, dass nach Maßgabe des LPG-Gesetzes die Bewirtschaftungsflächen durch 
Umgestaltung der vorhandenen Anlagen, wie z. B. Wege, Gewässer und Anpflanzungen so 
verändert wurden, dass über den unmittelbaren Besitz an den eingebrachten Flächen nur 
über die Betroffenheit Dritter tatsächlich verfügt werden kann. Dies entspricht nicht den 
Grundsätzen des §§ 1, 3 LwAnpG. 
 
Ein freiwilliger Landtausch nach § 54 LwAnpG scheidet aus, da bei der Vielzahl der beteilig-
ten Grundstückseigentümer, der z. T. nach wie vor unbekannten Eigentumsverhältnisse und 
der Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe nach fachbehördlichem Ermessen eine diesbe-
zügliche Einigung ausgeschlossen werden kann. 
 
Im Rahmen der Gewährleistung des Privateigentums an Grund und Boden und der auf ihm 
ruhenden Bewirtschaftung im Sinne von § 1 des LwAnpG ergibt sich die Zielstellung der 
Neuordnung der Eigentumsverhältnisse zur Anpassung von Grundbuch und Liegenschafts-
kataster, damit die weitere Entwicklung einer vielfältig strukturierten Landwirtschaft in Ver-
bindung mit der Schaffung von Voraussetzungen für die Herstellung leistungs- und wettbe-
werbsfähiger landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen der bestehenden Gesetze nachhaltig 
gewährleistet werden kann. Die im Grundbuch und im Liegenschaftskataster dokumentierten 
liegenschafts- und eigentumsrechtlichen Strukturen sind der vorgefundenen Örtlichkeit im 
Rahmen der uneingeschränkten Geschäftsfähigkeit des Grundstücksverkehrs anzupassen. 
Die Rechte Dritter sind zu regeln. 
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Daneben ist nach § 11 Absatz 1 des Landwirtschaftsgesetzes der ländliche Raum als eigen-
ständiger Wirtschafts-, Wohn-, Erholungs-, Sozial-, Arbeits-, Kultur- und Naturraum unter 
Berücksichtigung der Grundsätze und Ziele der Raumordnung und Landesentwicklung zu 
entwickeln und zu fördern. Des Weiteren sind durch die Neuordnung des Eigentums die Ar-
beits- und Produktionsverhältnisse für die landwirtschaftlichen Betriebe zu verbessern.  
 
Das Verfahren dient somit auch der Schaffung und Sicherung einer standort-, umwelt- und 
marktgerechten Land- und Forstwirtschaft durch Verminderung der Flurzersplitterung, der 
Schaffung auch eigentumsrechtlich gesicherter optimal zu bewirtschaftender Planformen und 
der Verbesserung der inneren Verkehrslage. Daneben sollen die Möglichkeiten der Flurneu-
ordnung zur Sicherung eines leistungsfähigen Naturhaushaltes sowie zur Erschließung und 
Sicherung erholungswirksamer Landschaftsteile genutzt werden. Die zu diesem Zweck er-
forderlichen Sicherungs- und Entwicklungsmaßnahmen sollen unterstützt werden, indem 
Flächen für solche Zwecke an geeigneter Stelle bereitgestellt werden. Neben den Zielen des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes verfolgt das Bodenordnungsverfahren damit auch 
Maßnahmen der Landentwicklung, insbesondere Maßnahmen der Agrarstrukturverbesse-
rung, Maßnahmen des Umweltschutzes, hier insbesondere Maßnahmen der naturnahen 
Entwicklung von Gewässern sowie Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege. Daneben sollen Landnutzungskonflikte sowohl zwischen den landwirtschaftlichen 
Betrieben wie auch zwischen der Landwirtschaft und anderen Nutzern aufgelöst werden.  
Somit liegen auch die Voraussetzungen zur Verwirklichung von Zielen im Sinne eines verein-
fachten Flurbereinigungsverfahrens nach § 86 Absatz 1 vor. 
 
Die nach § 5 Absatz 2 und 3 FlurbG zu beteiligenden Behörden und Organisationen sind 
durch die Flurneuordnungsbehörde über das Verfahren unterrichtet und gehört worden.  
 
Die voraussichtlich am Bodenordnungsverfahren beteiligten Gebäude- und Grundstücksei-
gentümer sowie die Erbbauberechtigten sind gemäß § 5 Abs. 1 FlurbG über Ziele, Zweck 
und Kosten dieses Bodenordnungsverfahrens aufgeklärt worden. 
 
 
3.  Aufforderung zur Anmeldung von Rechten 
 
Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Bodenord-
nungsverfahren berechtigen können, sind innerhalb von 3 Monaten gerechnet vom ersten 
Tag der Bekanntmachung dieses Beschlusses, unter Angabe der Verfahrensnummer beim 
Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte, Große Ringstraße, 38820 Hal-
berstadt anzumelden (§ 14 Abs. 1 FlurbG). 
 
Es kommen in Betracht: 
 

a) Inhaber von Rechten an den zum Bodenordnungsgebiet gehörenden Grundstücken 
oder von Rechten an solchen Rechten oder von persönlichen Rechten, die zum Besitz 
oder zur Nutzung solcher Grundstücke berechtigen oder die Benutzung solcher Grund-
stücke beschränken, z.B. Pacht-, Miet- und ähnliche Rechte (§10 Nr.2 d FlurbG); 

b) Im Grundbuch einzutragende Rechte an den zum Bodenordnungsgebiet gehörenden 
Grundstücken, insbesondere Hütungsrechte oder andere Dienstbarkeiten, wie Wasser-
leitungsrechte, Wege-, Wasser- oder Fischereirechte usw., die vor dem 01.01.1900 
begründet sind und deshalb der Eintragung in das Grundbuch nicht bedurften; 

c) Rechte an Grundstücken, die noch nicht in das Grundbuch oder das Liegenschaftska-
taster übernommen sind. 

 
Diese Rechte sind auf Verlangen der Flurneuordnungsbehörde innerhalb einer von dieser zu 
setzenden weiteren Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist ist der Anmel-
dende nicht mehr zu beteiligen. 
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Werden Rechte nach Ablauf dieser Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann die Flur-
bereinigungsbehörde die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen (§ 14 
Abs. 2 FlurbG). 
 
Der Inhaber eines gem. § 14 Abs. 1 FlurbG bezeichneten Rechtes muss die Wirkung eines 
vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufs ebenso gegen sich gelten lassen wie der Be-
teiligte, demgegenüber die Frist durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf 
gesetzt worden ist (§ 14 Abs. 3 FlurbG). 
 
Soweit Eintragungen im Grundbuch durch Rechtsübertragung außerhalb des Grundbuches 
(z. B. Erbfall) unrichtig geworden sind, werden die Beteiligten darauf hingewiesen, im eige-
nen Interesse beim Grundbuchamt auf eine baldige Berichtigung des Grundbuches hinzuwir-
ken bzw. den Auflagen des Grundbuchamtes zur Beschaffung der Unterlagen für die Grund-
buchberichtigung möglichst ungesäumt nachzukommen. 
 
 
4. Einschränkungen des Eigentums  
 
Von der Bekanntgabe des Anordnungsbeschlusses des Bodenordnungsverfahrens bis zur 
Unanfechtbarkeit des Bodenordnungsplans gelten gem. § 63 Abs. 2 LwAnpG i. V. m. § 34 
Abs. 1 FlurbG folgende Einschränkungen: 
 

a) In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurneuordnungsbe-
hörde nur Änderungen vorgenommen werden, die zum ordnungsgemäßen Wirt-
schaftsbetrieb gehören. 

b) Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen u. ä. Anlagen dürfen nur 
mit Zustimmung der Flurneuordnungsbehörde errichtet, hergestellt, wesentlich verän-
dert oder beseitigt werden. 

c) Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzelne Bäume, Hecken, 
Feld- und Ufergehölze dürfen nur in Ausnahmefällen, soweit landeskulturelle Belange, 
insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, nicht beeinträchtigt wer-
den, mit Zustimmung der Flurneuordnungsbehörde beseitigt werden. Andere gesetzli-
che Vorschriften über die Beseitigung von Reb- und Hopfenstöcken bleiben unberührt. 

 
Sind entgegen den vorstehenden Vorschriften zu a) und b) Änderungen vorgenommen oder 
Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so kann dieses im Flurneuordnungsverfahren un-
berücksichtigt bleiben. Die Flurneuordnungsbehörde kann den früheren Zustand gem. § 137 
FlurbG wiederherstellen lassen, wenn dieses der Flurneuordnung dienlich ist (§ 34 Abs. 2 
FlurbG). 
 
Sind Eingriffe entgegen der vorstehenden Vorschrift zu c) vorgenommen worden, so muss 
die Flurneuordnungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen (§ 34 Abs. 3 FlurbG). 
 
Von der Bekanntgabe des Anordnungsbeschlusses des Bodenordnungsverfahren bis zur 
Ausführungsanordnung bedürfen Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen 
Bewirtschaftung übersteigen, der Zustimmung der Flurneuordnungsbehörde im Einverneh-
men mit der Forstaufsichtsbehörde (§ 85 Ziff. 5 FlurbG). 
 
Sind Holzeinschläge vorgenommen worden, so kann die Flurneuordnungsbehörde anord-
nen, dass derjenige, der das Holz gefällt hat, die abgeholzte oder verlichtete Fläche nach 
den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen 
hat (§ 85 Ziff. 6 FlurbG). 
 
Gemäß § 35 FlurbG sind die Beauftragten der Flurneuordnungsbehörde berechtigt, zur Vor-
bereitung und zur Durchführung der Flurneuordnung Grundstücke zu betreten und die nach 
ihrem Ermessen erforderlichen Arbeiten auf ihnen vorzunehmen. 
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5. Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch er-
hoben werden. Der Widerspruch ist beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Fors-
ten Mitte, Große Ringstraße, 38820 Halberstadt, schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 
Die Frist wird auch durch Einlegung des Widerspruchs bei der Außenstelle des Amtes, Rit-
terstraße 17-19, 39164 Wanzleben oder beim Landesverwaltungsamt Halle, Ernst-Kamieth-
Straße 2, 06112 Halle / Saale, gewahrt. 
 
Die Rechtsbehelfsfrist beginnt mit dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung (§115 
FlurbG i.V.m. § 187 Abs. 1 BGB). 
 
Bei schriftlicher Einlegung des Widerspruchs wird die Frist nur gewahrt, wenn das Wider-
spruchsschreiben bis zum Ablauf der angegebenen Frist bei der Behörde eingegangen ist. 
 
gez. 
Bernd Weber 
Sachgebietsleiter 
 
 
 
 
ABl.-Nr. 47 vom 21.12.2015 
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200.  Hinweisbekanntmachung zur öffentlichen Bekanntmachung 
 

Anordnung des 
„Bodenordnungsverfahren Pabstorf“ 

Landkreis Harz 
Verfahrensnummer HZ0 076 

 
und Aufforderung zur Anmeldung von unbekannten Rechten 

 
 
 
Das Amt für Landwirtschaft und Flurneuordnung Mitte (Flurbereinigungsbehörde) führt in 
Teilen der Gemarkungen Aderstedt, Eilsdorf, und Pabstorf ein Bodenordnungsverfahren 
nach dem 8. Abschnitt des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes (LwAnpG) in Verbindung 
mit § 86 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes durch. 
 
Die Auflistung der am Verfahren beteiligten Flurstücke mit der dazu gehörigen Gebietskarte 
des Verfahrensgebietes liegen in der  
 

Samtgemeinde Heeseberg 
Helmstedter Straße 17 

38381 Jerxheim 
 
 

in der Zeit ab 04.01.2016  - 14 Tage   
Montag, Dienstag, Donnerstag, Freitag   von 9.00 Uhr – 12.00 Uhr  

Dienstag von 14.Uhr -16.Uhr 
Donnerstag von 14.00 Uhr -18.00 Uhr  

 
 
während der Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 
 
 
 
 
 
gez. Bernd Weber 

 
Bernd Weber 
Sachgebietsleiter 
 
 
ABl.-Nr. 47 vom 21.12.2015 
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gez. Janze

(Janze)

(L. S.)
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gez. Janze       (L. S.)
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203.  Bekanntmachung der 
 

Satzung zur 
Aufhebung von Satzungen 

über die Abwasserbeseitigung in der 
Stadt Königslutter am Elm 

 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 13 und 58 des Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG), 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
16.12.2014 (Nds. GVBl. S. 434) und § 95, § 96 Absatz 4 des Niedersächsischen Wassergesetzes 
(NWG) vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 64), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 18.12.2014 (Nds. GVBl. S. 477) hat der Rat der Stadt Königslutter am Elm in seiner Sitzung 
am 10.12.2015 folgende Satzung zur Aufhebung von Satzungen über die Abwasserbeseitigung in 
der Stadt Königslutter am Elm beschlossen:  
 

Artikel 1 
 
Folgende Satzungen werden aufgehoben: 
 

• Satzung der Stadt Königslutter am Elm über die Abwasserbeseitigung (ABS) in der Fas-
sung der 1. Nachtragssatzung gemäß Ratsbeschluss vom 16.07.2015 

• Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die Abwasserbeseitigung in der Stadt Königs-
lutter am Elm vom 21.12.2001 

• Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abwasserbeseitigung in der Stadt Kö-
nigslutter am Elm in der Fassung der 7. Nachtragssatzung vom 11.12.2014 

• Satzung der Stadt Königslutter am Elm zur Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht 
auf die Nutzungsberechtigten von Grundstücken gemäß § 96 Abs. 4 des Nds. Wasserge-
setzes vom 24.07.2014 

• Satzung der Stadt Königslutter am Elm über die Abwälzung der Abwasserabgabe in der 
Fassung der Satzung zur Änderung des Ortsrechts der Stadt Königslutter am Elm bezüg-
lich der Einführung des Euros vom 21.12.2001 

• Betriebssatzung für den Abwasserbeseitigungsbetrieb Stadt Königslutter am Elm vom 
22.12.2011 

 
 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
 
Diese Aufhebungssatzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. 
 
 
 
Königslutter am Elm, den 15.12.2015 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Hoppe   (L.S.) 
 
 
(Hoppe) 
Bürgermeister 
 
ABl.-Nr. 47 vom 21.12.2015 
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204.  Bekanntmachung der 
1. Nachtragssatzung zur Satzung 

 
über die Erhebung von Vergnügungssteuern 

 
(Vergnügungssteuersatzung)  

 
in der Stadt Königslutter am Elm 

 
Aufgrund des § 58 Nds. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) sowie der §§ 1, 2 und 3 
des Nds. Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der jeweils geltenden Fassung hat der Rat 
der Stadt Königslutter am Elm in seiner Sitzung am 10.12.2015 folgende 1. Nachtragssat-
zung der Vergnügungssteuersatzung beschlossen:  
 

Artikel 1 
 

Änderung in § 7 
 

Steuersätze 
 
§ 7 Nrn. 3 und 4 erhalten folgende Neufassung: 
 
3. Bei der Spielgerätesteuer für Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit (§ 6, Nr. 4 a) beträgt 

der Steuersatz 18 v. H. des Einspielergebnisses.  
 
4. Bei den Spielgeräten und -automaten ohne Gewinnmöglichkeit (§ 6 Nr. 4 b) beträgt die 

Steuer für jeden angefangenen Kalendermonat für  
 

a) Geräte, die in Spielhallen aufgestellt sind, 
 mit Ausnahme der Geräte zu Buchstabe c) 40,00 € 
 
b) Geräte, die an anderen Orten aufgestellt sind,  
 mit Ausnahme der Geräte zu Buchstabe c) 25,00 € 
 
c) Geräte, mit denen sexuelle Handlungen oder  
 Gewalttätigkeiten dargestellt werden oder die eine 
 Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges  
 zum Gegenstand haben 500,00 €. 

 
Artikel 2 

 
Inkrafttreten 

 
Diese 1. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuern (Ver-
gnügungssteuersatzung) in der Stadt Königslutter am Elm tritt am 01.01.2016 in Kraft.  
 
Königslutter am Elm, den 15.12.2015 
 
Der Bürgermeister  
 
   (L.S) 
gez. Hoppe 
 
(Hoppe) 
 
ABl.-Nr. 47 vom 21.12.2015 
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205.  Bekanntmachung der 
 

3. Änderung zur Gebührensatzung für die Straßenreinigung  
in der Stadt Königslutter am Elm  

(Straßenreinigungsgebührensatzung) 
 
Aufgrund der §§ 10 + 111 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17.12.2010 (Nds. Gesetz- u. Verordnungsblatt 2010 S. 576), des § 52 des Nds. 
Straßengesetzes (NStrg) vom 24.09.1980 (Nds. Gesetz- u. Verordnungsblatt 1980 S. 359) 
und des § 5 des Nds. Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. Gesetz- 
und Verordnungsblatt 2007 S. 41) in den jeweils geltenden Fassungen hat der Rat der Stadt 
Königslutter am Elm in seiner Sitzung am 10. Dezember 2015 folgende Änderung der 
Straßenreinigungsgebührensatzung Satzung beschlossen:  
 
 

Artikel I 
 
In § 5 – Gebührenhöhe - wird die Betragsangabe bei Reinigungsklasse 1 von 5,88 € in 2,54 € 
geändert. 
 
 

Artikel II 
 
In § 10 – Fälligkeit - wird folgender Satz angefügt: 
 
Auf Antrag kann die Zahlung der Jahresgebühr zum 01.07. eines jeden Jahres erfolgen. 
 
 

Artikel III 
 
Diese Nachtragssatzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. 
 
 
 
Königslutter am Elm, den 16.12.2015 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Hoppe   (L.S.) 
     
(Hoppe) 
 
 
 
ABl.-Nr. 47 vom 21.12.2015 
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206. Bekanntmachung der 
 
Satzung 
über die Abwälzung der Abwasserabgabe auf dem Gebiet der Stadt Königslutter 
am Elm 
 
 
Aufgrund der zwischen der Stadt Königslutter am Elm und den Wolfsburger Entwässe-
rungsbetrieben abgeschlossenen Zweckvereinbarung vom 11.12.2015 und des abgeschlosse-
nen begleitenden öffentlich-rechtlichen Vertrages vom 11.12.2015, der §§ 10, 111 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. 
S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 2014 (Nds. GVBl. S. 
434) und der §§ 5, 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 23.01.2007 (Nds. GVBl S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
17.09.2015 (Nds. GVBl S. 186) und des § 6 Abs. 1 des Niedersächsischen Ausführungsgeset-
zes zum Abwasserabgabengesetz (Nds.AGAbwAG) i. d. F. vom 24.03.1989 (Nds. GVBl S. 69) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2001 (Nds. GVBl S. 701) hat der Verwaltungsrat der 
Wolfsburger Entwässerungsbetriebe – Kommunale Anstalt des öffentlichen Rechts der Stadt 
Wolfsburg (WEB) in seiner Sitzung vom 06.11.2015 diese Satzung beschlossen.  
Der Rat der Stadt Königslutter am Elm hat dieser Satzung mit Beschluss vom 10.12.2015 zuge-
stimmt. 
 

 
§ 1  

Gegenstand der Abgabe 
 
(1) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe wälzen für das Gebiet der Stadt Königslut-

ter am Elm die Abwasserabgabe, die sie 
 

 a) für Einleiter, die weniger als 8 m³ je Tag Schmutzwasser aus Haushaltungen und 
ähnliches Schmutzwasser unmittelbar in ein Gewässer oder in den Untergrund 
einleiten (Kleineinleitungen), 
 

b) für alle übrigen Einleiter, deren Schmutzwasser nach dem Niedersachsischen 
Wassergesetz zu beseitigen hat (Direkteinleitungen) 
 

 an das Land Niedersachsen zu entrichten hat, ab. Hierzu erheben die Wolfsburger 
Entwässerungsbetriebe nach Maßgabe dieser Satzung eine Abgabe. 
 

(2) Eine Einleitung ist abgabefrei, wenn das Schmutzwasser rechtmäßig auf landwirt-
schaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht wird oder 
in einer Abwasserbehandlungsanlage behandelt wird und bei Kleinkläranlagen, die 
mindestens den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen und deren 
ordnungsgemäße Schlammbeseitigung sichergestellt ist. 

 
 

§ 2 
Abgabepflichten 

 
(1) Bei Direkteinleitungen ist abgabepflichtig, wer im Festsetzungsbescheid der Was-

serbehörde als Einleiter bezeichnet ist. 
 

(2) Bei Kleineinleitungen ist der Eigentümer des Grundstücks abgabepflichtig, dessen 
Schmutzwasser eingeleitet wird. Wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an dessen 
Stelle der Erbbauberechtigte. Abgabepflichtig sind außerdem Nießbraucher oder 
sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte. Mehrere Abgabepflich-
tige sind Gesamtschuldner. 
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Beim Wechsel des Abgabepflichtigen geht die Abgabepflicht mit Beginn des auf den 
Übergang folgenden Monats auf den neuen Verpflichteten über. Wenn der bisher 
Verpflichtete die Mitteilung hierüber versäumt, so haftet er für die Abgabe, die auf 
den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei den Wolfsburger Entwässerungs-
betrieben entfällt, neben dem neuen Verpflichteten. 

 
 

§ 3 
Entstehung und Beendigung der Abgabepflicht 

 
(1) Für Direkteinleitungen besteht die Abgabepflicht, wenn und solange sie nach dem 

Festsetzungsbescheid der Wasserbehörde gegeben ist. 
 

(2) Bei Kleineinleitungen entsteht die Abgabepflicht für vorhandene Einleitungen jeweils 
zu Beginn eines jeden Kalenderjahres (Veranlagungsjahr), sonst mit dem Ersten des 
Monats, der auf den Beginn der Einleitung folgt. 
 

(3) Die Abgabepflicht erlischt mit dem letzten des Monats, in dem die Einleitung durch 
Anschluss an die öffentliche Kanalisation entfällt oder der Abgabepflichtige den an-
derweitigen Wegfall den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben schriftlich anzeigt. 

 
 

§ 4 
Abgabemaß und Abgabesatz für Direkteinleitungen 

 
Abgabemaßstab und –satz ergeben sich aus dem jeweiligen Festsetzungsbescheid der 
Wasserbehörde. 
 
 

§ 5 
Abgabemaß und Abgabesatz für Kleineinleitungen 

 
(1) Die Abgabe wird nach der Zahl der am 30. Juni des Veranlagungsjahres auf dem 

Grundstück mit Haupt- oder Nebenwohnungen behördlich gemeldeten Einwohner 
berechnet. 
 

(2) Die Abgabe beträgt je Einwohner 
  

ab 01. Januar 1981                                4,80 DM 
ab 01. Januar 1982                                7,20 DM 
ab 01. Januar 1983                                9,60 DM 
ab 01. Januar 1984                               12,00 DM 
ab 01. Januar 1985                               14,40 DM 
ab 01. Januar 1986                               16,00 DM 
ab 01. Januar 1989                               20,00 DM 
ab 01. Januar 1991                               25,00 DM 
ab 01. Januar 1993                               30,00 DM 
ab 01. Januar 1995                               35,00 DM 
ab 01. Januar 1997                               35,00 DM, 
ab 01. Januar 2002                              17,89 Euro 
 
im Jahr. 
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§ 6 

Heranziehung und Fälligkeit 
 
(1) Die Heranziehung erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 

andere Abgaben oder der Entgeltrechnung der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe 
verbunden sein kann. 
 

(2) Die Abgabe wird am 10. März für das vorangegangene Kalenderjahr, frühestens 
aber einem Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

 
 

§ 7 
Pflichten des Abgabepflichtigen 

 
Der Abgabepflichtige hat die für die Prüfung und Berechnung der Abgabeansprüche erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen. 
 
 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen § 7 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG. 
 
 

§ 9 
Anwendung des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 

 
Auf die Abgabe sind die Bestimmungen des Niedersächsischen Kommunalabgabengeset-
zes in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden, soweit nicht diese Sat-
zung besondere Vorschriften enthält. 
 

 
§ 10  

Inkrafttreten  
 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. Gemäß Beschluss des Rates der Stadt Königs-
lutter am Elm vom 10.12.2015 tritt die Satzung der Stadt Königslutter am Elm über die Ab-
wälzung der Abwasserabgabe in der Fassung der Satzung zur Änderung des Ortsrechts 
der Stadt Königslutter am Elm bezüglich der Einführung des Euros vom 21.12.2001 gleich-
zeitig außer Kraft. 
 

 
 
Wolfsburg, 14.12.2015 
 
 
Der Vorstand 
 
 
gez.  Dr. Meier 
 
 
Dr. Meier 
 
ABl.-Nr. 47 vom 21.12.2015 
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207. Bekanntmachung der 
 
Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen für die Abwasserbeseitigung in der Stadt  
Königslutter am Elm (Abwasserbeitragssatzung Stadt Königslutter) 
 
 
Aufgrund der zwischen der Stadt Königslutter am Elm und den Wolfsburger Entwässe-
rungsbetrieben abgeschlossenen Zweckvereinbarung vom 11.12.2015 und des abgeschlosse-
nen begleitenden öffentlich-rechtlichen Vertrages vom 11.12.2015, der §§ 10, 58, 111 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. 
GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 2014 (Nds. 
GVBl. S. 434) und der §§ 5, 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) in der Fassung vom 23.01.2007 (Nds. GVBl S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 17.09.2015 (Nds. GVBl S. 186) und des § 6 Abs. 1 des Niedersächsischen Aus-
führungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz (Nds.AGAbwAG) i. d. F. vom 24.03.1989 
(Nds. GVBl S. 69) zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2001 (Nds. GVBl S. 701) hat der 
Verwaltungsrat der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe – Kommunale Anstalt des öffentlichen 
Rechts der Stadt Wolfsburg (WEB) in seiner Sitzung vom 06.11.2015 diese Satzung beschlos-
sen.  
Der Rat der Stadt Königslutter am Elm hat dieser Satzung mit Beschluss vom 10.12.2015 zuge-
stimmt. 
 

 
§ 1  

Allgemeines 
 
(1) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe betreiben nach Maßgabe der Abwasserbeseiti-

gungssatzung zur Beseitigung des in der Stadt Königslutter im Entsorgungsgebiet anfallen-
den Abwassers (Schmutzwasser, Niederschlagswasser) 

 
a) eine rechtlich selbständige Anlage zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung  

 
 b)  eine rechtlich selbständige Anlage zur zentralen Niederschlagswasserbeseitigung  
 
 als jeweils eine öffentliche Einrichtung. 
 
(2) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe erheben nach Maßgabe dieser Satzung  
 

a) Beiträge zur Deckung ihres Aufwandes für die jeweilige öffentliche Abwasser-
beseitigungseinrichtung einschließlich der Kosten für den ersten Anschlusskanal, 

 
 b) Kostenerstattungen für Anschlusskanäle nach Maßgabe des § 5 Abs. 4. 
 
(3) Der Anschlusskanal ist die Verbindung zwischen der Grundstücksentwässerungsanlage 

und einem Abwassersammelkanal. 
 

 
§ 2 

Grundsatz 
 
(1) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe erheben, soweit der Aufwand nicht durch Abwas-

sergebühren oder auf andere Weise gedeckt wird, für die Herstellung und Anschaffung der 
öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen Abwasserbeiträge zur Abgeltung der durch 
die Möglichkeit der Inanspruchnahme gebotenen besonderen wirtschaftlichen Vorteile. 

 
(2) Die Erhebung von Abwasserbeiträgen für die Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung 

der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen kann durch gesonderte Satzung be-
stimmt werden. 



- 527 - 
 
 
 

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die jeweilige öffentliche Abwasser-

beseitigungseinrichtung angeschlossen werden können und für die  
 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder ge-
werblich genutzt werden dürfen, 
 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Ver-
kehrsauffassung Bauland sind und baulich oder gewerblich genutzt werden dürfen, 
 

 c) bereits eine bauliche oder gewerbliche Nutzung besteht. 
 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung tatsächlich ange-

schlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 

 
(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück im Sinne des Grundbuchrechtes. 

Mehrere Grundstücke gelten dann als ein Grundstück, wenn sie nur gemeinsam bebaubar 
bzw. wirtschaftlich nutzbar sind. 

 
 

§ 4 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Abwasserbeitrag wird nach der Fläche berechnet, die sich bei der Schmutzwasser-

beseitigung durch Vervielfältigung der Grundstücksfläche mit der Geschoßflächenzahl und 
bei der Niederschlagswasserbeseitigung durch Vervielfältigung der Grundstücksfläche mit 
der Grundflächenzahl ergibt. 

 
(2) Als Grundstücksfläche gilt 
 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, auf die der  
 Bebauungsplan die bauliche oder gewerbliche Nutzungsfestsetzung bezieht, 
 

b) bei Grundstücken, die über die Grenze eines Bebauungsplanes hinausreichen, die Flä-
che im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese bauliche oder gewerbliche Nut-
zung festgesetzt ist, 
 

c) bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan nicht besteht und die vollständig innerhalb 
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im Geltungsbereich 
einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes,  

 
d) bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan nicht besteht und die teilweise im Außen-

bereich und teilweise innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteilen (§ 34 
BauGB) oder im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, die 
Gesamtfläche des Grundstückes, höchstens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen 
Straßengrenze und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallelen; bei 
Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum Grund-
stück gehörenden Weg mit einer Straße verbunden sind, die Fläche zwischen der der 
Straße zugewandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufen-
den Parallelen, 
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e) bei Grundstücken, die über die sich nach a), b) oder d) ergebenden Grenzen hinaus be-

baut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze 
oder im Falle von d) der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer Parallelen 
hierzu, die in einer der übergreifenden Bebauung oder übergreifenden gewerblichen 
Nutzung entsprechenden Tiefe verläuft, 

 
f) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit nur unter-

geordneter Bebauung festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Absatz 4 
BauGB, tatsächlich so genutzt werden (z. B. Schwimmbäder, Camping-, Sport- und 
Festplätze - nicht aber Friedhöfe), 75 % der Grundstücksfläche, 

 
g) bei Grundstücken, die im Bebauungsplan als Friedhof ausgewiesen sind oder die inner-

halb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im Geltungsbe-
reich einer Satzung nach § 34 Absatz 4 BauGB oder im Außenbereich (§ 35 BauGB) tat-
sächlich so genutzt werden, die Grundfläche der an die Abwasserbeseitigungseinrich-
tung angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2, höchstens 
jedoch die Fläche des Buchgrundstückes, 

 
h) bei allen anderen bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundflä-

che der an die Abwasserbeseitigungseinrichtung angeschlossenen Baulichkeiten geteilt 
durch die Grundflächenzahl 0,15, höchstens jedoch die Fläche des Buchgrundstückes. 

 
In den Fällen der Buchst. g) und h) wird die so ermittelte Fläche diesen Baulichkeiten der-
gestalt zugeordnet, daß ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden 
der Baulichkeiten verlaufen. 
 

(3) Die Geschoßflächenzahl ergibt sich aus dem Bebauungsplan. 
 
 Für Grundstücke, für die im Bebauungsplan anstelle einer Geschoßflächenzahl eine Bau-

massenzahl festgesetzt ist, gilt als Geschoßflächenzahl 1/4 der Baumassenzahl. 
 
 Ist im Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht aufgrund einer Ausnahme oder Be-

freiung eine höhere Geschoßflächenzahl zugelassen oder vorhanden, ist diese zugrunde zu 
legen. 

 
 Liegt kein Bebauungsplan vor, oder lässt sich aus seinen Festsetzungen keine Geschoßflä-

che errechnen, bestimmt sich die Geschoßflächenzahl aus den Werten der folgenden Ta-
belle 

  GFZ 
 
 a) sonstig genutzte Grundstücke ohne, oder  

mit nur untergeordneter Bebauung  
(z. B. Schwimmbäder, Sportplätze, 
 Campingplätze, Friedhöfe) 0,3 
 

 b) gewerblich genutzte Grundstücke 
ohne Bebauung 0,3 
 

 c) selbständige Garagen- und Stell- 
platzgrundstücke 0,3 
 

 d) alle übrigen Grundstücke 
bei 1 Vollgeschoß 0,3 
bei 2 Vollgeschossen 0,5 
bei 3 Vollgeschossen 0,7 
bei 4 oder mehr Vollgeschossen 0,9. 
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 Maßgebend bei Anwendung der Tabelle ist bei den bebauten Grundstücken die Zahl der 

tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse. 
 
Bei unbebauten Grundstücken werden Art der Nutzung und Zahl der Vollgeschosse nach 
der überwiegenden Grundstücksnutzung und überwiegenden Geschoßzahl in der näheren 
Umgebung (§ 34 BauGB) bestimmt. 
 
Als Vollgeschosse gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollge-
schosse sind. Entspricht kein Geschoß den dortigen Mindestanforderungen, so gilt das 
Grundstück als eingeschossig bebaut. Ist die Geschoßzahl wegen der Besonderheiten des 
Bauwerkes nicht feststellbar, werden je angefangene 2,20 m - bei industriell genutzten 
Grundstücken 2,80 m - Höhe des Bauwerks ein Vollgeschoß gerechnet. 
 

(4) Als Grundflächenzahl gelten 
 

1. soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Grund- 
flächenzahl. 
Ist im Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht aufgrund einer Ausnahme oder Be-
freiung eine höhere Grundflächenzahl zugelassen oder vorhanden, ist diese zugrunde zu 
legen, 

 
2. soweit kein Bebauungsplan besteht oder eine Grundflächenzahl darin nicht festgesetzt 

ist, die folgenden Werte: 
 
a) Wochenendhaus-, Kleinsiedlungs- und 
 Campingplatzgebiete 0,2 
 
b) Wohn- und Ferienhausgebiete 0,4 
 
c) Dorf- und Mischgebiete 0,4 
 
d) Gewerbe-, Industrie- und Sonderge- 
 biete gem. § 11 Baunutzungsverordnung 0,8 
 
e) Kerngebiete 1,0 
 
f) selbständige Garagen- und Einstell- 
 platzgrundstücke 1,0 
 
g) Sportplatzgrundstücke 0,8 
 
h) Schwimmbadgrundstücke 0,2 
 
i) Friedhofsgrundstücke (auch wenn sie im 
 Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen) 0,2 
 
j) andere Grundstücke im Außenbereich 
 (§ 35 BauGB) 0,15. 
 
Die Gebietseinordnung richtet sich für Grundstücke, 
 
a) die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, nach den Festsetzungen des 

Bebauungsplanes, 
 
b) die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), 

nach der vorhandenen Bebauung in der näheren Umgebung. 
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(5)  Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 4 Abs. 2 a) oder 
 § 7 BauGB-Maßnahmen liegen, sind zur Ermittlung des Beitrags die Vorschriften entspre-

chend anzuwenden, wie sie bestehen für: 
 

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige Nut-
zungsmaß getroffen sind, 

 
b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB), wenn in der Satzung keine 

Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind.  
 
 

§ 5 
Beitragssatz 

 
 
(1) Der Beitragssatz für die Herstellung und Anschaffung der öffentlichen zentralen Abwasser-

beseitigungsanlagen beträgt bei 
      ab 01.01.2002 bis 31.12.2001
  

a) der Anlage zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung  
nach § 1 Abs. 1 a)    € 7,10/m² DM 13,89/m² 

b) der Anlage zur zentralen Niederschlagswasserbeseitigung 
       nach § 1 Abs. 1 b)        € 6,30/m² DM 12,32/m². 
 
(2) Der Abwasserbeitrag ist auf volle DM bzw. Euro abzurunden. 
 
(3) Unberührt vom § 4 bleiben Vereinbarungen, nach denen der Anschlussnehmer zusätzliche 

Aufwendungen der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe zu tragen hat, die durch die beson-
dere Lage des Grundstückes oder durch Mängel und Beschaffenheit der einzuleitenden Ab-
wässer oder aus sonstigen technischen und betrieblichen Gründen erforderlich werden. 

 
(4) Aufwendungen für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie die 

Kosten für die Unterhaltung von zusätzlichen Anschlüssen hat der Anschlussnehmer den 
Wolfsburger Entwässerungsbetrieben in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. 
Die Vorschriften der §§ 6, 8 und 9 geltend entsprechend. 

 
 

§ 6 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-

tümerin oder Eigentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, so ist anstelle der Eigentümerin oder des Eigentümers die Erbbauberechtigte oder 
der Erbbauberechtigte beitragspflichtig.  

 
Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümerinnen 
oder Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitrags-
pflichtig. 

 
(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 
 
 

§ 7 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Herstellung der betriebsfertigen öffentlichen zentralen 

Abwasserbeseitigungsanlage vor dem Grundstück einschließlich der Fertigstellung der An-
schlusskanäle für das Grundstück. 
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(2) Im Falle des § 3 Absatz 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsächlichen Anschluss der 

auf dem Grundstück vorhandenen Baulichkeit. 
 
(3) Die Kostenerstattungspflichten gem. § 5 Abs. 4 entstehen mit Beendigung der erstattungs-

pflichtigen Maßnahme. 
 

 
§ 8 

Vorausleistungen 
 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, so-
bald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistungen werden 
nach dem für den Beitrag geltenden Maßstab erhoben. § 6 gilt entsprechend.  
Eine entrichtete Vorausleistung wird bei der Erhebung des endgültigen Beitrages gegenüber 
dem endgültigen Beitragsschuldner verrechnet. 
 
 

§ 9 
Veranlagung und Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig, sofern im Bescheid kein anderer Fälligkeitszeitpunkt bestimmt ist. Das gleiche 
gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. 
 
 

§ 10 
Ablösung durch Vertrag 

 
(1) In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung 

durch Vertrag vereinbart werden. 
 
(2) Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 4 bestimmten Beitragsmaß-

stabes und des in § 5 bestimmten Beitragssatzes zu ermitteln. 
 
(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 
 
 

§ 11 
Auskunftspflicht 

 
(1) Die Beitragspflichtigen und ihre Vertreter haben den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben 

jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Beiträge erforderlich 
ist. 

 
(2) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Ab-

satz 1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erfor-
derlichen Umfange zu helfen. 

 
 

§ 12 
Anzeigepflicht 

 
(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist den Wolfsburger Entwässe-

rungsbetrieben sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats 
schriftlich anzuzeigen. 

 
(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Beiträge beein-

flussen, so hat der Beitragspflichtige dies unverzüglich den Wolfsburger Entwässerungsbe-
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trieben schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen 
neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder leicht-

fertig 
 

1. entgegen § 11 Abs. 1 die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlichen 
Auskünfte nicht erteilt, 
 

 2. entgegen § 11 Abs. 2 verhindert, dass die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe an 
    Ort und Stelle ermitteln können und die dazu erforderliche Hilfe verweigert, 

 
 3. entgegen § 12 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht  

innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt, 
 

 4. entgegen § 12 Abs. 2 nicht schriftlich anzeigt, dass Anlagen auf dem Grundstück  
vorhanden sind, die die Berechnung der Abgabe beeinflussen, 
 

5. entgegen § 12 Abs. 2 die Neuschaffung, Änderung oder Beseitigung solcher Anlagen 
nicht schriftlich anzeigt. 

 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu € 10.000,00 geahndet werden. 

 
 

§ 13  
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. Gemäß Beschluss des Rates der Stadt Königs-
lutter am Elm vom 10.12.2015 tritt die Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die 
Abwasserbeseitigung in der Stadt Königslutter am Elm vom 21.12.2001  gleichzeitig außer 
Kraft. 
 
 

 
 
Wolfsburg, 14.12.2015 
 
 
 
Der Vorstand 
 
 
gez.  Dr. Meier 
 
 
Dr. Meier 
 
 
ABl.-Nr. 47 vom 21.12.2015 
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208. Bekanntmachung der 
 
Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Abwasserbeseitigung in der Stadt Kö-
nigslutter am Elm (Abwassergebührensatzung Stadt Königslutter) 
 
 
Aufgrund der zwischen der Stadt Königslutter am Elm und den Wolfsburger Entwässe-
rungsbetrieben abgeschlossenen Zweckvereinbarung vom 11.12.2015 und des abgeschlosse-
nen begleitenden öffentlich-rechtlichen Vertrages vom 11.12.2015, der §§ 10, 58, 111 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 
576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.12.2014 (Nds. GVBl. S. 434) und 
der §§ 5, 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung 
vom 23.01.2007 (Nds. GVBl S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
17.09.2015 (Nds. GVBl S. 186) und des § 6 Abs. 1 des Niedersächsischen Ausführungsgeset-
zes zum Abwasserabgabengesetz (Nds.AGAbwAG) i. d. F. vom 24.03.1989 (Nds. GVBl S. 69) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2001 (Nds. GVBl S. 701) hat der Verwaltungsrat der 
Wolfsburger Entwässerungsbetriebe – Kommunale Anstalt des öffentlichen Rechts der Stadt 
Wolfsburg (WEB) in seiner Sitzung vom 06.11.2015 diese Satzung beschlossen.  
Der Rat der Stadt Königslutter am Elm hat dieser Satzung mit Beschluss vom 10.12.2015 zuge-
stimmt. 

 
 

§ 1  
Allgemeines 

 
Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe erheben nach dieser Satzung Benutzungsgebühren für 
die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlagen (Abwassergebühren) im Gebiet der 
Stadt Königslutter am Elm. 
 
 

§ 2 
Grundsatz 

(1) Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlagen wird eine Abwassergebühr 
für die Grundstücke erhoben, die an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen 
sind oder in diese entwässern. Soweit der Aufwand durch Abwasserbeiträge gedeckt wird, 
werden Gebühren nicht erhoben. Die Abwassergebühr ist so zu bemessen, dass die Kos-
ten im Sinne des § 5 Absatz 2 NKAG gedeckt sind.  

 
(2) Für die genehmigte Einleitung von Niederschlagswasser in die Schmutzwasseranlage 

wird die Gebühr für die Beseitigung von Schmutzwasser erhoben. 
 
 

§ 3 
Gebührenmaßstäbe 

 
(1) Die Abwassergebühr wird für die Schmutzwasser- und die Niederschlagswasserbeseiti-

gung getrennt und nach verschiedenen Maßstäben berechnet. 
 
(2) Die Abwassergebühr für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach der Abwassermenge 

berechnet, die in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangt. Die Berechnungseinheit für 
die Gebühr ist 1 m³ Abwasser. 
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(3) Als in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangt gelten 

a) die dem Grundstück im letzten abgelaufenen zwölfmonatigen Ablesezeitraum aus öf-
fentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführte und durch Wasser-
zähler ermittelte Wassermenge, 

b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wasser-
menge.  

c) die tatsächlich eingeleiteten Abwassermengen bei Bestehen einer Abwassermessein-
richtung.  

 
(4) Die Berechnung des Wasserverbrauchs erfolgt auf der Grundlage der Angaben der für 

den Wasserbezug zuständigen Unternehmen. Hat ein Wasserzähler nicht richtig oder 
überhaupt nicht angezeigt, so wird die Wassermenge von den Wolfsburger Entwässe-
rungsbetrieben unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres und unter Berück-
sichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt.  

 
(5) Die Wassermengen nach Absatz 3 Buchstabe b) hat der Gebührenpflichtige den 

Wolfsburger Entwässerungsbetrieben für den letzten Abrechnungszeitraum innerhalb der 
folgenden zwei Monate anzuzeigen. Sie sind durch Wasserzähler nachzuweisen, die der 
Gebührenpflichtige durch eine Installation auf seine Kosten einbauen lassen muss. Der 
Einbaunachweis mit Zählerstand ist den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben vorzule-
gen. Die privaten Wasserzähler unterliegen den Bestimmungen des Eichgesetzes. Die 
Wolfsburger Entwässerungsbetriebe sind berechtigt, die vorgenommenen Einbauten zu 
überprüfen.  
Wenn die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe auf solche Messeinrichtungen verzichten, 
können sie als Nachweis über die Wassermenge prüfbare Unterlagen verlangen. Sie sind 
berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt 
werden können. 

 
(6) Wassermengen, die im Abrechnungszeitraum nachweislich nicht in die öffentliche Abwas-

seranlagen gelangt sind (Nachlassmenge) werden auf Antrag abgesetzt. Sie sind durch 
Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige durch eine Installationsfirma auf 
seine Kosten einbauen lassen muss. Der Einbaunachweis mit Zählerstand ist den 
Wolfsburger Entwässerungsbetrieben vorzulegen. Die privaten Wasserzähler unterliegen 
den Bestimmungen des Eichgesetzes. Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe sind be-
rechtigt, die vorgenommenen Einbauten zu überprüfen. 

  
In begründeten Ausnahmefällen können die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe auf sol-
che Messeinrichtungen verzichten und von dem Gebührenpflichtigen zum Nachweis der 
eingeleiteten oder abzusetzenden Abwassermengen amtliche Gutachten verlangen bzw. 
auf solche zurückgreifen. Ggf. hierfür entstehende Kosten trägt der Gebührenpflichtige. In 
diesen Fällen ist ein Gebührennachlass allerdings nur insoweit möglich, soweit dadurch 
eine jährliche Abwassermenge von 40 m³ für jede Person nicht unterschritten wird, die im 
Abrechnungszeitraum überwiegend auf dem Grundstück ihren ständigen Wohnsitz hatte.  
Der Nachlassantrag ist innerhalb von 2 Monaten nach dem letzten Abrechnungszeitraum 
bei den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben einzureichen.  
 

(7) Bei Anschluss an die dezentrale Abwasserbeseitigung erfolgt die Abrechnung des einge-
sammelten und in die öffentliche Anlage gelangenden Abwassers/Fäkalschlamms ent-
sprechend § 4 Abs. 2.  

 
(8) Die Abwassergebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung wird nach den vollen abge-

rundeten Quadratmetern (m²) überbauter und befestigter Grundstücksfläche berechnet, 
von der Niederschlagswasser in die zentrale Niederschlagswasseranlage der Wolfsburger 
Entwässerungsbetriebe gelangen kann. Hierbei ist es unerheblich, ob dies allein  über die 
Grundstücksentwässerungsanlage des Grundstückseigentümers geschieht (unmittelbar) 
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oder ob die Einleitung über die Straße (Gosse) oder das Grundstück eines Nachbarn er-
folgt (mittelbar) oder auf sonstige Weise. 

 
(9) Wird eine Anlage zur Versickerung oder Speicherung von Niederschlagswasser betrieben 

und hat diese Anlage einen Notüberlauf zu zentralen Abwasseranlagen der Stadt, so wird 
die sich aus der versiegelten Fläche ergebende Abwassergebühr für die Niederschlags-
wasserbeseitigung auf 10 % reduziert. Voraussetzung ist allerdings ein Stauvolumen im 
Verhältnis von mindestens 2 m³ Speichervolumen je 100 m² angeschlossener Fläche. 

 
(10) Bei versickerungsfähigem Pflaster (Kies-/Splittdecken, Rasengittersteinen, Rasenfugen-

pflaster, Splittfugenpflaster usw.) und bei Dachbegrünung wird die sich aus dieser versie-
gelten Fläche ergebende Abwassergebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung auf 50 
% reduziert. 

 
(11) Die Absätze 8 bis 10 gelten entsprechend auch für öffentliche Straßen und Wege. 
 
 

§ 4 
Gebührensätze 

 
(1) Die Abwassergebühr für die Schmutzwasserbeseitigung beträgt je m³   
 

a) in der Kernstadt und in den Ortschaften Beienrode, Boimstorf,  
Bornum, Glentorf, Groß Steinum, Klein Steimke, Lauingen,  
Lelm, Ochsendorf, Rieseberg, Rhode, Rotenkamp, Rottorf,  
Scheppau, Schickelsheim, Sunstedt und Uhry 4,27 € 
soweit nicht Absatz 2 einschlägig ist.  
 

b) Für Grundstücke, die ihr durch Grundstückskläranlagen  
vorgeklärtes Abwasser lediglich in den Regenwasserkanal  
 einleiten, beträgt die Abwassergebühr 1,30 € 

 
 
(2) Die Abwassergebühr nach § 3 Absatz 7 beträgt für  

eingesammelte(s)n Abwasser/Fäkalschlamm 
 

a) bei Bedarfsabfuhr pauschal pro Kunde/Abfuhr  212,42 €  
einschließlich der Deponiekosten der Kläranlage  
Bedarfsabfuhren werden vom Unternehmer innerhalb einer  
Woche nach Aufforderung durch die Wolfsburger  
Entwässerungsbetriebe oder den  
Grundstückseigentümer vorgenommen. 

 
b) bei Extraabfuhr innerhalb der Geschäftszeiten als sofortige  

Notausfuhr und außerhalb der Geschäftszeiten werktags  
von Montag bis Freitag pauschal pro Kunde/Abfuhr  240,74 € 
einschließlich der Deponiekosten der Kläranlage. 

 
c) bei Extraabfuhr an Samstagen und Sonntagen pauschal pro  

Kunde/Abfuhr einschließlich der Deponiekosten der  
Kläranlage . 361,11 € 
 

d) bei Extraabfuhr an Feiertagen pauschal pro Kunde/Abfuhr  
einschließlich der Deponiekosten der Kläranlage  421,30 € 
 

 
(3) Die Abwassergebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung 

beträgt je m²/Jahr 0,36 € 
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§ 5 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist grundsätzlich der Eigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt 

an dessen Stelle der Erbbauberechtigte des angeschlossenen Grundstücks. Gebühren-
pflichtig sind außerdem Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des Grundstücks ding-
lich Berechtigte. Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner.  
 
Eine direkte Abrechnung der Gebühren mit Mietern ist möglich, sofern diese Verbräuche 
getrennt über Zähler gemessen werden, die jederzeitige Zugänglichkeit dieser gewährleis-
tet ist und der Vermieter gesamtschuldnerisch haftet.  
 
Für öffentliche Verkehrsflächen ist der Träger der Straßenbaulast gebührenpflichtig.  

 
(2) Beim Wechsel der Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den 

Übergang folgenden Monats auf den neuen Verpflichteten über. Wenn der bisherige Ver-
pflichtete die Mitteilung hierüber versäumt, so haftet er für die Gebühren, die auf den Zeit-
raum bis zum Eingang der Mitteilung bei den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben entfal-
len, neben dem neuen Verpflichteten.  

 
 

§ 6 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht/Gebührenschuld 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit Beginn des Monats, in dem  den öffentlichen Abwasser-

anlagen von dem Grundstück Abwasser zugeführt wird. Sie erlischt am Ende des Monats, 
in dem die Zuführung von Abwasser endet. 

 
(2) Die Gebührenschuld entsteht mit Beginn des Kalenderjahres bzw. soweit die Gebühren-

pflicht zu einem späteren Zeitpunkt entsteht, mit dieser zeitgleich. 
 
(3) Für nicht über Wasserzähler ermittelte Einleitungsmengen kann die Schmutzwasserge-

bühr bis zu einem Jahr und im Voraus und in einer Summe festgesetzt werden. 
 
 

§ 7 
Erhebungszeitraum 

 
(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wassermesser ermittelten Wassermengen erhoben 

wird, gilt die Ableseperiode für den Wasserverbrauch als Erhebungszeitraum.  
 
 

§ 8 
Veranlagung und Fälligkeit 

 
(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes endgültig abzurechnende Abwassergebühr 

für die Schmutzwasserbeseitigung sind  Abschlagszahlungen am 01.03., 01.04., 01.05., 
01.06., 01.07., 01.08., 01.09., 01.10., 01.11. und 01.12. des laufenden Jahres zu leisten. 
In der Ortschaft Rhode zusätzlich zum 31.12. des laufenden Jahres. 

 
(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Ab-

schlagszahlung diejenige Abwassermenge zugrunde gelegt, die dem tatsächlichen Was-
serverbrauch des ersten Monats entspricht.  
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(3) Abschlusszahlungen aufgrund der durch Bescheid vorzunehmenden Endabrechnung wer-

den zusammen mit der ersten Abschlagszahlung zum 01.02. des folgenden Jahres fällig. 
Überzahlungen werden verrechnet oder auf Antrag erstattet.  

 
(4) Die Abwassergebühren für die Niederschlagswasserbeseitigung sind jeweils zum 31.12. 

eines Jahres rückwirkend fällig. Der Bescheid kann vorsehen, dass dieser auch für zu-
künftige Gebührenzeiträume gilt, solange sich die Bemessungsgrundlangen und der Ge-
bührensatz nicht ändern. Die Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben ange-
fordert werden. 

 
(5) Die Wasserversorgungsunternehmen Stadtwerke Königslutter GmbH und Wasserverband 

Vorsfelde sind gemäß § 12 Absatz 1 NKAG beauftragt, im Namen der Wolfsburger Ent-
wässerungsbetriebe die Ermittlung der Berechnungsgrundlagen, die Gebührenberech-
nung, die Ausfertigung und Versendung der Gebührenbescheide durchzuführen sowie die 
zu entrichtenden Gebühren entgegenzunehmen, soweit es die Wolfsburger Entwässe-
rungsbetriebe nicht selbst durchführen. 

 
(6) Die Gebühren der dezentralen Abwasserbeseitigung (§ 3 Absatz 7) werden durch Be-

scheid festgesetzt. Dieser Bescheid wird unmittelbar nach Entleerung der Grundstücks-
entwässerungsanlage erteilt, das Unternehmen ist berechtigt, die Gebühr entgegenzu-
nehmen.  

 
 

§ 9 
Auskunftspflicht 

 
(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben den Wolfsburger Entwässerungsbetrie-

ben jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erfor-
derlich ist.  

 
(2) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Ab-

satz 1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erfor-
derlichen Umfang zu helfen.  

 
 

§ 10 
Anzeigepflicht 

 
(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist den Wolfsburger Entwässe-

rungsbetrieben sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats 
schriftlich anzuzeigen.  

 
(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beein-

flussen, so hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich den Wolfsburger Entwässerungs-
betrieben schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche An-
lagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden.  

 
(3) Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Abwassermenge um mehr als 

50 v. H. der Abwassermenge des Vorjahres erhöhen oder ermäßigen wird, so hat der Ab-
gabenpflichtige hiervon den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben unverzüglich Mitteilung 
zu machen.  
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§ 11 

Verarbeitung personen- und grundstückbezogener Daten 
 

Zur Ermittlung der Abgabe- und Kostenerstattungspflichtigen und zur Festsetzung und Erhe-
bung der Abgaben und Kostenerstattungen nach dieser Satzung ist die Verarbeitung (§ 3 Ab-
satz 3 NDSG) folgender hierfür erforderlicher personen- und grundstücksbezogenen Daten ge-
mäß §§ 9 und 10 NDSG bei der Stadtwerken Königslutter GmbH und dem Wasserverband 
Vorsfelde zulässig: Grundstückseigentümer, Anschrift und Verbrauchsdaten.  
 
 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen § 3 Absatz 5 Sätze 1 bis 3 sowie §§ 9 und 10 dieser Satzung sind 
Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Absatz 2 Nr. 2 des Niedersächsischen Kommunalabgabenge-
setzes. 

 
 

§ 13  
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. Gemäß Beschluss des Rates der Stadt Königs-
lutter am Elm vom 10.12.2015 tritt die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Abwasserbeseitigung in der Stadt Königslutter am Elm in der Fassung der 7. Nachtragssat-
zung gemäß Ratsbeschluss vom 11.12.2014  gleichzeitig außer Kraft. 
 
 

 
 
Wolfsburg, 14.12.2015 
 
 
 
Der Vorstand 
 
 
gez.  Dr. Meier 
 
 
Dr. Meier 
 
 
ABl.-Nr. 47 vom 21.12.2015 
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209. Bekanntmachung der 
 

Satzung 
über die Abwasserbeseitigung auf dem Gebiet der Stadt Königslutter am Elm 
(Abwasserbeseitigungssatzung Stadt Königslutter) 
 
 
Aufgrund der zwischen der Stadt Königslutter am Elm und den Wolfsburger Entwässe-
rungsbetrieben abgeschlossenen Zweckvereinbarung vom 11.12.2015 und des abgeschlosse-
nen begleitenden öffentlich-rechtlichen Vertrages vom 11.12.2015, der §§ 10, 13, 58 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 
576), zuletzt geändert Artikel 2 des Gesetzes vom 16.12.2014 (Nds. GVBl. S. 434) und § 95, § 
96 Absatz 4 des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) vom 19. Februar 2010 (Nds. 
GVBl. S. 64), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 18.12.2014 (Nds. GVBl. S. 
477) hat der Verwaltungsrat der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe – Kommunale Anstalt des 
öffentlichen Rechts der Stadt Wolfsburg (WEB) in seiner Sitzung vom 06.11.2015 diese 
Satzung beschlossen.  
Der Rat der Stadt Königslutter am Elm hat dieser Satzung mit Beschluss vom 10.12.2015 zuge-
stimmt. 
 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1  
Allgemeines 

 
(1) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe betreiben nach Maßgabe dieser Satzung zur Be-

seitigung des in ihrem Entsorgungsgebiet anfallenden Abwassers (Schmutzwasser, Nie-
derschlagswasser) 

 
a) eine rechtlich selbständige Anlage zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung, 

 
b) eine rechtlich selbständige Anlage zur zentralen Niederschlagswasserbeseitigung,  

 
c) eine rechtlich selbständige Anlage zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung aus ab-

flusslosen Sammelgruben,  
 

d) eine rechtlich selbständige Anlage zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung aus 
Kleinkläranlagen, 

 
als jeweils eine öffentliche Einrichtung. 
 

(2) Die Abwasserbeseitigung erfolgt mittels zentraler Kanalisations- und Abwasserreinigungs-
anlagen im Trenn- oder Mischverfahren (zentrale Abwasserbeseitigungsanlagen) oder mit-
tels Einrichtungen und Vorkehrungen zur Abfuhr und Behandlung von Abwasser aus ab-
flusslosen Sammelgruben und des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms  (dezentrale 
Abwasserbeseitigungsanlagen). 
 

(3) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können die Abwasserbeseitigung ganz oder teil-
weise durch Dritte vornehmen lassen. 
 

(4) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Her-
stellung, Erweiterung, Anschaffung Verbesserung und Erneuerung bestimmen die 
Wolfsburger Entwässerungsbetriebe im Rahmen der ihr obliegenden Abwasserbeseiti-
gungspflicht. 
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§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst das Sammeln, Fortleiten, 

Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser sowie die Be-
handlung von Klärschlamm im Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung und die Be-
seitigung des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Gruben 
gesammelten Abwassers, soweit die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe abwasserbesei-
tigungspflichtig ist. 
 

(2) Abwasser im Sinne der Satzung ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser. 
 
Schmutzwasser ist 
 
a) das durch häuslichen Gebrauch verunreinigte Wasser (häusliches Abwasser),  

 
b) das durch gewerblichen industriellen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch 

verunreinigte oder sonst in seinen Eigenschaften veränderte Wasser (nichthäusliches 
Abwasser). Ausgenommen ist das durch landwirtschaftlichen Gebrauch entstandene 
Abwasser, das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtne-
risch genutzte Böden aufgebracht zu werden. 
 

Niederschlagswasser ist das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten und 
befestigten Flächen abfließende Wasser. 
Als Abwasser gilt auch jedes sonstige in die Kanalisation eingeleitete Wasser. 
 

(3) Grundstück im Sinne der Satzung ist das Grundstück im Sinne des Grundbuchrechtes. 
Mehrere Grundstücke gelten dann als ein Grundstück, wenn sie nur gemeinsam bebaubar 
bzw. wirtschaftlich nutzbar sind. 
 

(4) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind alle Einrichtungen, 
die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, Rückhaltung, Ableitung und Klärung des 
Abwasser auf dem Grundstück dienen, soweit sie nicht Bestandteil einer öffentlichen Ab-
wasseranlage sind. Zu den Grundstücksentwässerungsanlagen zählen auch abflusslose 
Sammelgruben. 
 

(5) Die zentralen öffentlichen Abwasseranlagen enden an der Grenze des zu entwässernden 
Grundstücks. 
 

(6) Zur öffentlichen zentralen Abwassereinrichtung gehören 
 

a) das gesamte öffentliche Entwässerungsnetz einschließlich aller technischen Einrich-
tungen wie (je nach den örtlichen Verhältnissen) das Leitungsnetz mit getrennten Lei-
tungen für Schmutzwasser und Niederschlagswasser (Trennverfahren) oder/und die 
gemeinsame Leitung für beide Abwasserarten (Mischverfahren), die Anschlusskanäle, 
Schächte, Pumpstationen, Druck- und Transportleitungen und Rückhaltebecken. 
 

b) alle Einrichtungen zur Behandlung des Abwassers, das sind Klärwerke und ähnliche 
Anlagen, die im Eigentum der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe stehen, sowie von 
Dritten hergestellte und unterhaltene Anlagen, deren sich die Wolfsburger Entwässe-
rungsbetriebe bedienen. 
 

c) offene und verrohrte Gräben und Wasserläufe, die zur Aufnahme der Abwässer dienen 
und nicht Gewässer im Sinne des NWG sind sowie 
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d) alle zur Erfüllung der in den Ziffer a) bis c) genannten Aufgaben notwendigen Sachen 

und Personen bei den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben und deren beauftragten 
Dritten. 
 

(7) Zur dezentralen öffentlichen Abwasseranlage gehören alle Vorkehrungen und Einrich-
tungen für Abfuhr und Behandlung von Abwasser aus abflusslosen Gruben und aus Klein-
kläranlagen einschließlich Fäkalschlamm außerhalb des zu entwässernden Grundstücks 
sowie die zur Erfüllung der dabei anfallenden Aufgaben eingesetzten Sachen und Perso-
nen bei den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben und deren Beauftragten. 
 

(8) Soweit sich die Vorschriften dieser Satzung auf den Grundstückseigentümer beziehen, 
gelten die Regelungen entsprechend auch für Erbbauberechtigte, Nießbraucher und sons-
tige dinglich Berechtigte. 
 
 

§ 3 
Anschlusszwang- und Benutzungszwang Schmutzwasser 

 
(1) Jeder/Jede Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, sein/ihr Grundstück nach Maßgabe 

der folgenden Bestimmungen an eine öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald 
auf seinem/ihrem Grundstück Schmutzwasser auf Dauer anfällt. 
 

(2) Dauernder Anfall von Schmutzwasser ist anzunehmen, sobald das Grundstück mit Ge-
bäuden für den dauernden oder vorübergehenden Aufenthalt von Menschen oder für ge-
werbliche oder industrielle Zwecke bebaut oder befestigt ist oder mit der Bebauung oder 
der Befestigung des Grundstücks begonnen wurde. 
 

(3) Die Verpflichtung nach Absatz 1 richtet sich auf den Anschluss an eine zentrale Abwas-
seranlage, soweit die öffentliche Kanalisationsanlage vor dem Grundstück betriebsbereit 
vorhanden ist und die Möglichkeit der Inanspruchnahme gegeben ist, sonst auf Anschluss 
des Grundstücks an die dezentrale Abwasseranlage. 
 

(4) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können den Anschluss an die zentrale Abwas-
seranlage auch nachträglich verlangen, sobald die Voraussetzungen des Absatzes 3 
nachträglich eintreten und soweit die Vorschrift des § 96 Abs. 6 Satz 3 NWG dem nicht 
entgegensteht. Der Grundstückseigentümer erhält eine entsprechende Mitteilung mit der 
Aufforderung zum Anschluss seines Grundstücks an die zentrale Abwasseranlage. Der 
Anschluss ist innerhalb von drei Monaten nach Zugang der Aufforderung vorzunehmen. 
 

(5) Werden an einer Erschließungsstraße, in die später Entwässerungskanäle eingebaut wer-
den sollen, Neubauten errichtet, so sind auf Verlangen der Wolfsburger Entwässerungsbe-
triebe alle Einrichtungen für den künftigen Anschluss an die zentrale Abwasseranlage vor-
zubereiten und die erforderlichen Maßnahmen zu dulden. 
 

(6) Wenn und soweit ein Grundstück an eine öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, 
ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, alles anfallende Schmutzwasser - sofern nicht 
eine Einleitungsbeschränkung nach dieser Satzung besteht - der öffentlichen Abwasseran-
lage zuzuführen. 
 



- 542 - 
 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungszwang/Benutzungsrecht – Niederschlagswasser 

 
(1) Jeder/Jede Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, sein/ihr Grundstück nach Maßgabe 

der Bestimmungen in dieser Satzung an die öffentliche Abwassereinrichtung anzuschlie-
ßen soweit ein gesammeltes Fortleiten des auf dem Grundstück anfallenden Nieder-
schlagswasser erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit zu 
verhüten.  
 

(2) Wenn und soweit ein Grundstück bezüglich des Niederschlagswassers aufgrund von § 4 
Absatz 1 und § 4 Absatz 3  an eine öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, ist 
der/die Grundstückseigentümer/in verpflichtet, sämtliches Niederschlagswasser, das auf 
bebauten und befestigten Flächen anfällt, der öffentlichen Abwasseranlage nach Maßgabe 
dieser Satzung zuzuführen, soweit es nicht als Brauchwasser Verwendung findet. Die 
Verwendung von Brauchwasser ist von den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben vorher 
genehmigen zu lassen (§ 6 der Satzung). 
 

(3) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können weiteren Grundstückseigentümern die 
Nutzung der zentralen Anlage zur Niederschlagswasserbeseitigung gestatten. 
 
Soweit ein Anschluss an die zentrale Anlage zur Niederschlagswasserbeseitigung genutzt 
wird, unterliegt das jeweilige Grundstück den abwasserrechtlichen Regelungen der 
Wolfsburger Entwässerungsbetriebe (u. a. diese Satzung, Abwasserbeitragssatzung, Ab-
wassergebührensatzung). 
 
 

§ 5 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Abwasser kann auf Antrag aus-

gesprochen werden, wenn der Anschluss des Grundstücks an die öffentliche Abwasser-
einrichtung für den/die Grundstückseigentümer/in unter Berücksichtigung der Erfordernis-
se des Gemeinwohls unzumutbar ist. Der Antrag soll schriftlich innerhalb von einem Mo-
nat nach der Aufforderung zum Anschluss bei den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben 
gestellt werden. Die Befreiungsanträge sind schriftlich zu stellen. Die Wolfsburger Ent-
wässerungsbetriebe können bei Bedarf Unterlagen nachfordern. 
 

(2) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang ist unter dem Vorbehalt des Wider-
rufs und auf eine bestimmte Zeit auszusprechen. 
 
 

§ 6 
Entwässerungsgenehmigung 

 
(1) Die Entwässerungsgenehmigung der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe ist einzuho-

len 
 
a) für den Anschluss an die öffentlichen Abwasseranlagen und deren Benutzung, 

 
b) für die Änderung von Grundstücksentwässerungsanlagen, die eine Verlegung von 

Grundleitungen nach DIN 1986 erfordern, oder die unterhalb der Rückstauebene vor-
genommen werden sollen, 
 

c) für die Herstellung und Änderung von Grundstücksentwässerungsanlagen durch die 
gewerbliche oder andere nicht häusliche Abwässer eingeleitet werden sollen, 
 

d) für wesentliche Änderungen der Abwassermenge oder Abwasserzusammensetzung, 
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e) für die Einleitung von Abwasser aus Fassadenreinigung oder aus Feuerungsanlagen, 
 

f) für die Einleitung von Grund- und Dränagewasser. 
 

(2) Entwässerungsgenehmigungen sind vom Grundstückseigentümer schriftlich zu beantra-
gen (Entwässerungsantrag). 
 

(3) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe entscheiden, ob und in welcher Weise das 
Grundstück anzuschließen ist. Sie können Untersuchungen der Abwasserbeschaffenheit 
sowie Begutachtungen der Grundstücksentwässerungsanlagen durch Sachverständige 
verlangen, sofern das zur Entscheidung über den Entwässerungsantrag erforderlich er-
scheint. Die Kosten hat der/die Grundstückseigentümer/in zu tragen. 
 

(4) Die Genehmigung wird ungeachtet privater Rechte erteilt und lässt diese unberührt. Sie 
gilt auch für und gegen die Rechtsnachfolger/innen der Grundstückseigentümer/innen. Sie 
ersetzt nicht Erlaubnisse und Genehmigungen, die für den Bau oder Betrieb der Grund-
stücksentwässerungsanlage nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sein sollten. 
 

(5) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können - abweichend von den Einleitungsbedin-
gungen des § 8 und § 8a - die Genehmigung unter Bedingungen und Auflagen sowie un-
ter dem Vorbehalt des Widerrufs sowie der nachträglichen Einschränkung oder Änderung 
erteilen, solange dadurch die ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung durch die Wolfsbur-
ger Entwässerungsbetriebe nicht gefährdet wird. 
 

(6) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können eine Selbstüberwachung der Grund-
stücksentwässerungsanlage nebst Vorlagepflicht der Untersuchungsergebnisse sowie die 
Duldung und Kostentragung für eine regelmäßige gemeindliche Überwachung festsetzen. 
 

(7) Vor der Erteilung der Entwässerungsgenehmigung darf mit der Herstellung oder Änderung 
der Grundstücksentwässerungsanlage nur begonnen werden, wenn und soweit die 
Wolfsburger Entwässerungsbetriebe ihr Einverständnis erteilt haben. 
 

(8) Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb von drei Jahren nach ihrer Erteilung mit der 
Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage nicht begonnen oder 
wenn die Ausführung drei Jahre unterbrochen worden ist. Die Frist kann auf Antrag um 
jeweils höchstens drei Jahre verlängert werden. 
 

(9) Änderungen bestehender Grundstücksentwässerungsanlagen oder Änderungen der anfal-
lenden Abwassermengen oder deren Zusammensetzungen sind den Wolfsburger Ent-
wässerungsbetrieben schriftlich mitzuteilen. Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe ent-
scheiden dann unter Berücksichtigung von Art und Umfang, ob Änderungsgenehmigun-
gen erforderlich sind. 
 
 

§ 7 
Entwässerungsantrag 

 
(1) Der Entwässerungsantrag ist bei den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben mit dem An-

trag auf Baugenehmigung einzureichen, wenn die Entwässerungsgenehmigung wegen 
eines genehmigungspflichtigen Bauvorhabens erforderlich wird. In den Fällen des § 3 
Abs. 4 und § 4 Abs.1 und 3 ist der Entwässerungsantrag spätestens einen Monat nach 
der Aufforderung zum Anschluss vorzulegen. Bei allen anderen Vorhaben ist der Entwäs-
serungsantrag einen Monat vor deren geplanten Beginn einzureichen.  
Bei genehmigungsfreien Bauvorhaben nach § 62 NBauO ist der Entwässerungsantrag mit 
dem Antrag auf Bestätigung der Gemeinde, dass die Erschließung im Sinne des § 30 
BauGB gesichert ist, vorzulegen. 
 
Die Unterlagen sind in zweifacher Ausfertigung einzureichen und müssen vom Antragstel-
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ler und Entwurfsverfasser unterschrieben werden. 
 

(2) Der Antrag für den Anschluss an eine zentrale Abwasserbeseitigungsanlage hat zu enthal-
ten: 
 
a) Erläuterungsbericht mit einer Beschreibung des Vorhabens und seiner Nutzung, An-

gabe über die Größe und Befestigungsart der Grundstücksflächen. 
 

b) Eine Beschreibung nach Art und Umfang der Produktion bzw. sonstigen Tätigkeiten 
und der Menge und Beschaffenheit des dabei anfallenden Abwassers sowie die Anga-
be der Anzahl der Beschäftigten, wenn es sich um einen Gewerbe- oder Industriebe-
trieb handelt. 
 

c) Bei Grundstücksentwässerungsanlagen mit Vorbehandlungsanlagen Angaben über 
 

- Menge und Beschaffenheit des Abwassers, 
- Funktionsbeschreibung der Vorbehandlungsanlage, 
- Bemessung der Anlage, 
- Behandlung und Verbleib von anfallenden Rückständen 
- (z. B. Schlämme, Feststoffe, Leichtstoffe), 
- Anfallstelle des Abwassers im Betrieb. 

 
d) Einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des anzuschließenden Grundstücks im 

Maßstab nicht kleiner als 1:500 mit folgenden Angaben: 
 

- Straße und Hausnummer, 
- Gebäude und befestigte Flächen, 
- Grundstücks- und Eigentumsgrenzen, 
- Lage der Haupt- und Anschlusskanäle, 
- Darstellung sämtlicher Grundleitungen und Schächte 
- Gewässer soweit vorhanden oder geplant, 
- in der Nähe der Abwasserleitungen vorhandener Baumbestand. 

 
e) Einen Schnittplan im Maßstab 1:100 durch die Fall- und Entlüftungsrohre des Gebäu-

des mit den Entwässerungsprojekten. Einen Längsschnitt durch die Grundleitung und 
durch die Schächte, Einsteigschächte  oder Inspektionsöffnungen mit Angabe der 
Höhenmaße des Grundstücks und der Sohlenhöhe im Verhältnis zur Straße, bezogen 
auf NN. 
 

f) Grundrisse des Kellers und der Geschosse im Maßstab 1 : 100, soweit dies zur Klar-
stellung der Grundstücksentwässerungsanlagen erforderlich ist. Die Grundrisse müs-
sen insbesondere die Bestimmung der einzelnen Räume und sämtliche in Frage kom-
menden Abwasserablaufstellen sowie die Ableitung unter Angabe der lichten Weite 
und des Materials erkennen lassen, ferner die Entlüftung der Leitungen und die Lage 
etwaiger Absperrschieber, Rückstauverschlüsse oder Hebeanlagen. 
 

(3) Für die dezentrale Anlage gilt § 13. 
 

(4) Schmutzwasserleitungen sind mit ausgezogenen, Niederschlagswasserleitungen mit ge-
strichelten Linien darzustellen und Mischwasserleitungen strichpunktiert. Später auszufüh-
rende Leitungen sind zu punktieren. 
 
Folgende Farben sind dabei zu verwenden: 
 
für vorhandene Anlagen = schwarz 
für neue Anlagen Schmutzwasser = rot 
für neue Anlagen Niederschlagswasser = blau 
für abzubrechende Anlagen = gelb 



- 545 - 
 

 
Die für Prüfungsvermerke bestimmte grüne Farbe darf nicht verwendet werden. 
 

(5) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können weitere Unterlagen fordern, wenn diese 
zur Beurteilung der Entwässerungsanlage erforderlich sind. 
 
 

§ 8 
Allgemeine Einleitungsbedingungen 

 
(1) Wenn eine Einleitung der Genehmigung nach § 98 NWG bedarf, treten die in dieser Ge-

nehmigung vorgegebenen Werte und Anforderungen an die Stelle der in dieser Satzung 
festgelegten Einleitungsbedingungen, soweit nicht eine Anordnung nach § 8a Absatz 6 er-
teilt wurde. Eine aufgrund  
§ 98 Abs. 1 NWG erteilte Genehmigung ersetzt im Übrigen nicht die Entwässerungsge-
nehmigung nach dieser Satzung. Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, eine 
Ausfertigung der Genehmigung nach § 98 Abs. 1 NWG innerhalb eines Monats nach Zu-
gang den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben auszuhändigen. 
 

(2) Alle Abwässer dürfen nur über die Grundstücksentwässerungsanlage eingeleitet werden. 
 

(3) In den nach dem Trennverfahren entwässerten Gebieten darf unbelastetes Nieder-
schlagswasser, unbelastetes Grund- und Dränwasser sowie unbelastetes Kühlwasser nur 
in den Niederschlagswasserkanal, Schmutzwasser nur in den Schmutzwasserkanal einge-
leitet werden. 
 

(4) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe sind berechtigt, jederzeit die Grundstücksent-
wässerungsanlagen darauf zu überprüfen oder überprüfen zu lassen, ob die Einleitungs-
bedingungen nach dieser Satzung eingehalten werden. Sie können zu diesem Zweck auch 
jederzeit Proben des Abwassers entnehmen und untersuchen oder Messgeräte in den öf-
fentlichen oder privaten Schächten, Einsteigschächten oder Inspektionsöffnungen installie-
ren. Soweit Schächte, Einsteigschächte oder Inspektionsöffnungen nicht vorhanden sind, 
sind die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe berechtigt, die zur Messung erforderlichen 
Einrichtungen einzubauen.  
Die Kosten für diese Überwachungsmaßnahmen hat der/die Grundstückseigentümer/in zu 
tragen. Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, den Wolfsburger Entwässe-
rungsbetrieben die für die Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage und des Abwas-
sers erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
 

(5) Werden von dem Grundstück Stoffe oder Abwässer im Sinne der Satzung 
unzulässigerweise in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet, sind die Wolfsburger 
Entwässerungsbetriebe berechtigt, auf Kosten der Grundstückseigentümerin/des Grund-
stückseigentümers die dadurch entstehenden Schäden an der Abwasseranlage zu besei-
tigen. 
 

(6) Ist damit zu rechnen, dass das anfallende Schmutzwasser nicht den Anforderungen dieser 
Satzung entspricht, kann gefordert werden, dass geeignete Vorbehandlungsanlagen 
und/oder Rückhaltungsmaßnahmen zu erstellen sind. 
 

(7) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können eine Rückhaltung und Vorbehandlung 
auf dem Grundstück fordern, wenn die zulässige Einleitungsmenge überschritten wird 
und/oder das Niederschlagswasser nicht den Anforderungen dieser Satzung entspricht. 
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(8) Entspricht ein Anschluss nicht mehr den jeweils geltenden Einleitungsbedingungen, sind 

der/die Grundstückseigentümer/in sowie ggf. der Abwassereinleiter verpflichtet, die Einlei-
tung entsprechend auf ihre/seine Kosten anzupassen. Die Wolfsburger Entwässerungsbe-
triebe können eine solche Anpassung verlangen und dafür eine angemessene Frist set-
zen. 
 

 
§ 8a  

Besondere Einleitungsbedingungen 
 

(1) In die öffentliche Abwasseranlage(n) dürfen keine Stoffe eingeleitet werden, die  
 
- die Kanalisation verstopfen oder zu Ablagerungen führen,  
- giftige, übelriechende oder explosive Dämpfe oder Gase bilden,  
- Bau- und Werkstoffe der öffentlichen Abwasseranlage in stärkerem Maße angreifen,  
- die Abwasserreinigung und/oder die Schlammbeseitigung erschweren oder die die öf-

fentliche Sicherheit gefährden.  
- das in den öffentlichen Abwasseranlagen tätige Personal gefährden. 

 
Hierzu gehören insbesondere folgende Stoffe: 
 
- Schutte, Asche, Glas, Sand, Müll, Küchenabfälle, Treber, Hefe, Borsten, Lederreste, 

Fasern, Kunststoffe, Textilien, grobes Papier u. ä. (diese Stoffe dürfen auch in zerklei-
nertem Zustand nicht eingeleitet werden);  

- Kunstharz, Lacke, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, Gips, Mörtel, flüssige und später 
erhärtende Abfälle sowie Bitumen und Teer und deren Emulsionen;  

- Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Blut, Molke und Futterreste aus der Tierhaltung;  
- Kaltreiniger oder ähnliche Stoffe, die chlorierte Kohlenwasserstoffe enthalten oder die 

Öl- und Fettabscheidung verhindern;  
- Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und pflanzliche Öle und Fette einschließlich des 

durch diese Stoffe verunreinigten Waschwassers;  
- Säuren und Laugen (zulässiger pH-Bereich 6,5 - 10), chlorierte Kohlenwasserstoffe, 

Phosgen Schwefelwasserstoff; Blausäure und Stickstoffwasserstoffsäure sowie deren 
Salze; Carbide, die Acetylen bilden; ausgesprochen toxische Stoffe;  

- Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen privaten Behandlungsan-
lagen;  

- Inhalte von Chemietoiletten;  
- Nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen von Krankenhäusern und me-

dizinische Instituten;  
- Kühlwasser;  
- Medikamente und pharmazeutische Produkte;  
- Abwasser aus Schlachthöfen, deren Rückhaltesystem nicht den Anforderungen der 

Verordnung über das Inverkehrbringen von Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultur-
substraten und Pflanzenmitteln (Düngemittelverordnung - DüMV) vom 05.12.2012 
(BGBl. I S. 2482), zuletzt geändert durch Art. 1 der Verordnung vom 27.05.2015 
(BGBl. I S. 886), entspricht. 
 

(2) Schmutzwasser mit radioaktiven lnhaltsstoffen darf nur eingeleitet werden, wenn es der 
Strahlenschutzverordnung vom 20.07.2001 (BGBI. I, S. 1714, 2002 I S. 1459), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 5 der Verordnung vom 11.12.2014 (BGBl. I S. 2010) - insbesondere § 
47 Abs. 4 - entspricht. 
 

(3) Schmutzwasser - insbesondere aus Industrie- und Gewerbebetrieben oder vergleichbaren 
Einrichtungen (z. B. Krankenhäuser) - dürfen, abgesehen von den übrigen Begrenzungen 
des Benutzungsrechts, nur eingeleitet werden, wenn sie in der Stichprobe die Einleitungs-
werte laut Anhang 1 nicht überschreiten. § 8 Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend. 
 



- 547 - 
 
(4) Für die in der Anlage nicht aufgeführten Stoffe werden die Einleitungswerte im Bedarfsfall 

festgesetzt, wenn dies von der Menge oder der Beschaffenheit des einzuleitenden Abwas-
sers her erforderlich ist, um eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung sicherzustellen. 
 

(5) Bei der Einleitung von Schmutzwasser von gewerblich oder industriell genutzten Grund-
stücken oder von anderem nicht häuslichen Schmutzwasser in öffentliche Abwasseranla-
gen ist grundsätzlich eine qualifizierte Stichprobe vorzusehen. Sie umfasst mindestens 
fünf Stichproben, die - in einem Zeitraum von höchstens zwei Stunden im Abstand von 
nicht weniger als zwei Minuten entnommen - gemischt werden. Die qualifizierte Stichprobe 
ist nicht bei den Parametern Temperatur und pH-Wert anzuwenden. 
Dabei sind die in dieser Satzung oder in der Einleitungsgenehmigung genannten Grenz-
werte einzuhalten. Es gelten die Messverfahren nach der Verordnung über Anforderungen 
an das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserverordnung – AbwV) i. d. F vom 
17.06.2004 (BGBL.I S. 1108, 2626), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 
02.09.2014 (BGBL. I S. 1474). 
 

(6) Niedrigere als die aufgeführten Einleitungswerte und Frachtenbegrenzungen können im 
Einzelfall festgesetzt und die Einhaltung der niedrigeren Einleitungswerte kann angeordnet 
werden, soweit dies nach den Umständen des Falles geboten erscheint um eine Gefähr-
dung der öffentlichen Abwasseranlage(n) oder der in der/den Anlage(n) beschäftigten 
Personen, die Beeinträchtigung der Benutzbarkeit der Anlage(n) oder einer Erschwerung 
der Abwasserbehandlung sowie der landwirtschaftlichen Klärschlammverwertung zu ver-
hüten. 
 
Das Einleiten oder Einbringen von Stoffen, die die niedrigeren Einleitungswerte 
übeschreiten, fällt im Geltungsbereich der Anordnung unter das Einleitungsverbot nach 
Absatz 3. 
 
Höhere Einleitungswerte können im Einzelfall - nur unter Vorbehalt des jederzeitigen Wi-
derrufs - zugelassen werden, wenn nach den Besonderheiten des Falles die schädlichen 
Stoffe und Eigenschaften der Abwässer innerhalb dieser Grenzen für die öffentliche(n) 
Abwasseranlage(n), die darin beschäftigten Personen oder die Abwasserbehandlung ver-
tretbar sind. 
 

(7) Es ist unzulässig, entgegen den jeweils in Betracht kommenden allgemein anerkannten 
Regeln der Technik Abwasser zu verdünnen oder zu vermischen. 
 

 
II. Besondere Bestimmungen für zentrale Abwasseranlagen 

 
 

§ 9 
Anschlusskanal 

 
(1) Jedes Grundstück muss einen eigenen, unmittelbaren Anschluss an die öffentliche Ab-

wasseranlage haben (bei Trennkanalisation zwei Anschlüsse). Die Lage und lichte Weite 
des Anschlusskanals und die Anordnung des Schachts, Einsteigschachts oder der In-
spektionsöffnung bestimmen die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe. Es besteht kein 
Anspruch auf eine bestimmte Entwässerungstiefe. 
 

(2) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können ausnahmsweise den Anschluss mehrerer 
Grundstücke an einen gemeinsamen Anschluss oder den Anschluss über ein fremdes 
Grundstück zulassen. Eine Ausnahme setzt voraus, dass die beteiligten Grundstücksei-
gentümer die Verlegung, Unterhaltung und Benutzung der Grundstücksentwässerungsan-
lagen auf dem jeweils fremden Grundstück durch Eintragung einer Baulast und einer 
Dienstbarkeit gesichert haben.  
Soweit ein Grundstück einen eigenen Anschluss hat, reicht es aus, wenn der Grund-
stückseigentümer des jeweiligen fremden Grundstücks schriftlich sein Einverständnis er-
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klärt. 
 

(3) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe lassen die Anschlusskanäle für die Schmutz- und 
Niederschlagswasserbeseitigung vom Hauptsammler bis zur Grenze des zu entwässern-
den Grundstücks herstellen. 
 

(4) Ergeben sich bei der Ausführung eines Anschlusskanals unvorhersehbare Schwierigkei-
ten, die auch ein Abweichen von dem genehmigten Plan erfordern können, so hat der/die 
Grundstückseigentümer/in den dadurch für die Anpassung seiner Grundstücksentwässe-
rungsanlage entstehenden Aufwand zu tragen. 
Der/Die Grundstückseigentümer/in kann keine Ansprüche geltend machen für Nachteile, 
Erschwernisse und Aufwand, die durch solche Änderungen der Anschlusskanäle beim Bau 
und beim Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage entstehen. 
 

(5) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe haben den Anschlusskanal zu unterhalten und 
bei Verstopfung zu reinigen. Der/Die Grundstückseigentümer/in hat die Kosten für die Rei-
nigung des Anschlusskanals zu erstatten, soweit die Ursache für die Verstopfung nicht im 
Bereich der öffentlichen Abwassereinrichtung liegt. Bei gemeinsamer Ableitung sind die 
Eigentümer der betroffenen Grundstücke den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben ge-
genüber gesamtschuldnerisch haftbar. 
 

(6) Der/die Grundstückseigentümer/in darf den Anschlusskanal nicht verändern oder verän-
dern lassen. 
 
 

§ 10 
Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1) Die Entwässerungsanlage auf dem anzuschließenden Grundstück ist vom/von der Grund-

stückseigentümer/in nach den jeweils geltenden allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik, insbesondere gem. DIN EN 752: 2008-04 Beuth "Entwässerungssysteme außerhalb 
von Gebäuden“, DIN EN 12056: 2001-01 Beuth "Schwerkraftentwässerungsanlagen in-
nerhalb von Gebäuden" von April 2008 in Verbindung mit der DIN 1986 Teile 3 von No-
vember 2004 ,4 von Dezember 2011, 30 von Februar 2012 und 100 von Mai 2008 "Ent-
wässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke" und nach den Bestimmungen dieser 
Satzung auf eigene Kosten zu errichten und zu betreiben. 
 

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist auf Anforderung erstmals auf Dichtheit zu 
überprüfen, sofern die Anforderung nicht erfolgt, ist sie spätestens bis zum 31.12.2033 auf 
Dichtheit zu überprüfen. Die Dichtheitsprüfung kann alle in Nr. 8 der DIN 1986-30 von Feb-
ruar 2012 genannten Untersuchungsverfahren erfassen, insbesondere auch die Zu-
standserfassung durch optische Inspektion und/oder die Dichtheitsprüfung mit Luft und 
Wasserdruck (DR 1) und (DR 2). 
Die Dichtheitsprüfung darf nur durch ein Unternehmen erfolgen, das gegenüber den 
Wolfsburger Entwässerungsbetrieben die erforderliche Sachkunde nachgewiesen hat. 
 

(3) Die Verbindung der Grundstücksentwässerungsanlage zur öffentlichen Anlage wird über 
einen Schacht, Einsteigschacht geschaffen, der an der Grundstücksgrenze mit offenem 
Gerinne und einer lichten Weite von 1 m herzustellen ist. Die Abdeckung des Schachtes 
ist mit Rahmen und Deckel auszuführen. Bei Grenzbebauung können als Verbindung zum 
Niederschlagswasseranschlusskanal auch Inspektionsöffnungen im Fallrohr zugelassen 
werden.  
Soweit die ordnungsgemäße Revision gewährleistet ist, gelten  
 
- bis zu einer Tiefe von 2,50 m Schächte mit einer lichten Weite zwischen 60 cm und 1 

m  
- bis zu einer Tiefe zwischen 2,50 m und 3 m Schächte mit einer lichten Weite zwischen 

80 cm und 1 m  
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nicht allein aufgrund ihres Durchmessers als Mangel im Sinne des Abs. 6 und können kein 
Anpassungsverlangen gem. Abs. 7 auslösen. 
 

(4) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können anordnen, dass der Schacht, Einsteig-
schacht und die Grundleitung vom Anschlusskanal zum Schacht durch sie zu errichten 
sind. Die entstehenden Kosten sind durch den Grundstückseigentümer zu erstatten. Für 
die Erstattung gelten die Regelungen für die Erstattung von Kosten für zusätzliche Haus-
anschlüsse (§ 5 Abs. 4 Abwasserbeitragssatzung) entsprechend. 
 

(5) Die Verfüllung von Rohrgräben hat nach DIN EN 1610 von Oktober 1997 in Verbindung 
mit DWA A 139 (Ausgabe 2009) zu erfolgen. 
 

(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist stets in einem einwandfreien und betriebsfähi-
gen Zustand zu erhalten. Werden Mängel festgestellt, so ist dies den Wolfsburger Ent-
wässerungsbetrieben unverzüglich mitzuteilen, die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe 
können fordern, dass die Grundstücksentwässerungsanlage auf Kosten des Grundstücks-
eigentümers/der Grundstückseigentümerin in den vorschriftsmäßigen Zustand nach Ab-
satz 1 gebracht wird. Dies schließt das Setzen von Schächten im Altbestand mit ein. 
Die Mängelbeseitigung ist durch den/die Grundstückseigentümer/in unverzüglich nach 
Mängelbeseitigung, spätestens am Tag des Ablaufs einer gesetzten Frist, nachzuweisen. 
Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können anordnen, dass eine Abnahme gemäß § 
10a dieser Satzung erfolgen muss. 
 

(7) Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanlagen nicht oder nicht mehr den 
jeweils geltenden Bestimmungen im Sinne des Absatz 1, so hat der/die Grundstückseigen-
tümer/in sie entsprechend auf eigene Kosten anzupassen. Die Wolfsburger Entwässe-
rungsbetriebe können eine solche Anpassung verlangen. Sie haben dazu dem/der Grund-
stückseigentümer/in eine angemessene Frist zu setzen.  
Der/Die Grundstückseigentümer/in ist zur Anpassung der Grundstücksentwässerungsan-
lage auch dann verpflichtet, wenn Änderungen an der öffentlichen Abwasseranlage das 
erforderlich machen. 
Gemäß DIN 1986 - 100 Punk 12 sind nicht mehr benutzte Entwässerungsanlagen so zu 
sichern, dass Gefahren oder unzumutbare Belästigungen nicht entstehen können, wenn 
die Anlagen nicht völlig entfernt werden. Die Sicherung kann z. B. dadurch vorgenommen 
werden, dass Leitungen verschlossen werden. Nicht mehr benutzte Schächte und Gruben 
(z. B. Abort-, Klär- oder Sammelgruben) sind, nachdem sie ordnungsgemäß entleert wur-
den, unverzüglich entweder zu beseitigen oder fachgerecht zu verfüllen.  
Sollen nicht mehr genutzte Anlagen für andere Zwecke genutzt werden, sind sie vorher 
fachgerecht zu reinigen. 
Die Anpassungsmaßnahmen bedürfen der Genehmigung durch die Wolfsburger Entwäs-
serungsbetriebe. Die §§ 6 und 7 dieser Satzung sind entsprechend anzuwenden. 
 
 

§ 10a  
Abnahme 

 
(1) Alle Anlagen und Einrichtungen, die der Genehmigung nach § 6 dieser Satzung bedürfen, 

werden durch die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe abgenommen. 
Die Herstellung und Fertigstellung der Grundstücksentwässerungsanlage ist den 
Wolfsburger Entwässerungsbetrieben rechtzeitig - mindestens jeweils drei Tage vorher - 
anzuzeigen.  
Bestandteil der Abnahme ist der Nachweis der Dichtheit der Grundstücksentwässerungs-
anlage. Die Dichtheitsprüfung mittels Luft und Wasser und/oder die optische Inspektion 
sind mittels Prüfprotokoll und Bestandslageplan bei Beantragung der Abnahme bei den 
Wolfsburger Entwässerungsbetrieben einzureichen, spätestens am Abnahmetermin vor-
zulegen.  
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(2) Die Grundstücksentwässerungsanlage darf erst nach ihrer Abnahme durch die Wolfsbur-

ger Entwässerungsbetriebe in Betrieb genommen werden.  
 

(3) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe behalten sich vor, die geforderten Dichtheitsun-
tersuchungen auf Kosten des/der Grundstückseigentümers/in durchzuführen oder durch 
Dritte durchführen zu lassen, sofern der/die Grundstückseigentümer/in seiner/ ihrer Nach-
weispflicht nicht oder nicht ausreichend bis zur Abnahme oder einer ihm durch die 
Wolfsburger Entwässerungsbetriebe gesetzten Frist nachkommt oder der Eigentümer die 
Beauftragung durch die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe wünscht.  
 

(4) Über das Prüfergebnis wird ein Abnahmeschein ausgefertigt, soweit das Prüfergebnis die 
Inbetriebnahme der Anlage erlaubt. Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, so sind 
diese innerhalb der gestellten Frist zu beseitigen. Der Abnahmeschein befreit den/die 
Grundstückseigentümer/in nicht von seiner/ihrer Haftung für den ordnungsgemäßen Zu-
stand der Grundstücksentwässerungsanlage. 
 

(5) Die Kosten für die Untersuchungen nach Absatz 3 und den Bestandslageplan werden ne-
ben der Abnahmegebühr weiterberechnet. 
Kosten für Erschwernisse bei der Abnahme, die durch einen zusätzlichen Aufwand entste-
hen, wie zum Beispiel Wiederholung der Abnahme bei Beanstandungen, sind vom Grund-
stückseigentümer zu tragen. 

 
 

§ 11 
Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1) Den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben oder den Beauftragten der Wolfsburger Ent-

wässerungsbetriebe sind zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage oder zur Be-
seitigung von Störungen sofort und ungehindert Zutritt zu dieser Anlage, zu den Abwas-
servorbehandlungsanlagen und zu den Abwasseranfallstellen zu gewähren. Die 
Wolfsburger Entwässerungsbetriebe oder Beauftragte sind berechtigt, notwendige Maß-
nahmen anzuordnen, insbesondere das eingeleitete oder einzuleitende Abwasser zu 
überprüfen und Proben zu entnehmen. 
 

(2) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbesondere Vorbehandlungsanlagen, 
Schächte, Einsteigschächte oder Inspektionsöffnungen, Rückstauverschlüsse sowie Ab-
wasserbehandlungsanlagen müssen zugänglich sein. 
 

(3) Der/Die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, alle zur Prüfung der Grundstücksent-
wässerungsanlage geforderten Auskünfte zu erteilen. 
 

(4) Soweit das Grundstück an die zentrale Abwasseranlage angeschlossen ist, können die 
Wolfsburger Entwässerungsbetriebe dem/der Grundstückseigentümer/in die Eigenüber-
wachung für die Grundstücksentwässerungsanlage und für das auf dem Grundstück anfal-
lende Abwasser nebst Vorlagepflicht der Untersuchungsergebnisse auferlegen sowie die 
Duldung und Kostentragung für eine regelmäßige Überwachung der Wolfsburger Entwäs-
serungsbetriebe festsetzen. Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe sind berechtigt, Art 
und Umfang der Eigenüberwachung zu bestimmen. 
 

(5) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können, über die in der DIN 1986-30 von Februar 
2012 geforderten Dichtheitsprüfungen hinaus, zusätzliche Dichtheitsprüfungen anordnen, 
wenn es dafür eine sachliche Rechtfertigung gibt, insbesondere, wenn das Grundstück der 
Grundstücksentwässerungsanlage in einem Gebiet mit hohem Fremdwasseranteil liegt 
oder konkrete Erkenntnisse vorliegen, dass die Grundstücksentwässerungsanlage etwa 
durch Wurzeleinwuchs, wiederholte Abflussstörungen oder Fehlanschlüsse undicht ist. 
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§ 12 
Sicherung gegen Rückstau 

 
(1) Gegen den Rückstau des Abwassers aus den öffentlichen Abwasseranlagen hat sich je-

de/r Grundstückseigentümer/in selbst zu schützen. Aus Schäden, die durch Rückstau 
entstehen, können Ersatzansprüche gegen die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe nicht 
hergeleitet werden. Der/Die Grundstückseigentümer/in hat die Wolfsburger Entwässe-
rungsbetriebe außerdem von Schadenersatzansprüchen Dritter freizuhalten. 
 

(2) Rückstauebene ist die Straßenoberfläche vor dem anzuschließenden Grundstück. Bei un-
ter der Rückstauebene liegenden Räumen, z. B. Wohnungen, gewerbliche Räume, Lager-
räume für Lebensmittel oder anderer wertvolle Güter ist das Schmutzwasser mit einer au-
tomatisch arbeitenden Abwasserhebeanlage bis über die Rückstauebene zu heben und 
dann in die öffentliche Abwasseranlage zu leiten (DIN EN 12056). 
 

 
III. Besondere Vorschriften für die dezentrale Abwasseranlage 

 
 

§ 13 
Bau und Betrieb von Kleinkläranlagen und abflusslosen Sammelgruben 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Sammelgruben sind so anzulegen und vorzuhalten, dass 

sie von den eingesetzten Entsorgungsfahrzeugen ungehindert angefahren und ent-
leert/entschlammt werden können. Den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben oder den 
von ihr Beauftragten ist zum Zwecke der Entleerung und Entschlammung der Kleinkläran-
lagen und der abflusslosen Sammelgruben ungehindert Zutritt zu gewähren.  
 

(2) Den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben ist jede vorhandene oder in Betrieb genomme-
ne Kleinkläranlage oder abflusslose Sammelgrube durch deren Betreiber anzuzeigen. Die 
Anzeige hat folgende Angaben zu enthalten:  
 
a) Angaben über Art und Bemessung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sammelgru-

be. 
b) Einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des anzuschließenden Grundstücks im 

Maßstab nicht kleiner 1: 500 mit folgenden Angaben:  
- Straße und Hausnummer,  
- vorhandene und geplante bauliche Anlagen auf dem Grundstück,  
- Lage der Kleinkläranlage oder der abflusslosen Sammelgrube,  
- Lage der Entwässerungsleitungen außerhalb des Gebäudes mit Schächten,  
- Anfahr- und Entleerungsmöglichkeit für das Entsorgungsfahrzeug. 

c) Eine Kopie der wasserbehördlichen Erlaubnis bzw. Anzeige (gilt nur für Kleinkläranla-
gen). 
 

(3) Hinsichtlich der Einleitung von Stoffen gelten für Kleinkläranlagen und für abflusslose 
Sammelgruben die auch für die Grundstücksentwässerungsanlagen geltenden Vorschrif-
ten. 
 
 

§ 14 
Besondere Regelung für abflusslose Sammelgruben 

 
(1) Abflusslose Sammelgruben (Grundstücksentwässerungsanlage) sind vom/von der Grund-

stückseigentümer/in nach den jeweils geltenden allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik und nach den Bestimmungen dieser Satzung auf eigene Kosten zu errichten und zu 
betreiben. 
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(2) § 11 gilt entsprechend. 

 
(3) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf  von den Wolfsburger Entwässerungsbe-

trieben oder durch von ihr beauftragte Dritte entleert. Der/Die Grundstückseigentümer/in 
ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, damit eine Entleerung rechtzeitig erfolgen 
kann. Insbesondere hat er die Notwendigkeit einer Entleerung gegenüber den Wolfsburger 
Entwässerungsbetrieben rechtzeitig anzuzeigen. 
 
 

§ 15 
Fäkalschlammentsorgung 

 
(1) Kleinkläranlagen werden von den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben oder durch von 

ihr Beauftragte bedarfsgerecht und nach den anerkannten Regeln der Technik, insbeson-
dere nach der der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung oder der DIN 4261,Teil 1 von 
Oktober 2010 entleert.  
 

(2) Voraussetzung für eine bedarfsgerechte Entsorgung des in der Kleinkläranlage anfallen-
den Schlamms ist, dass durch den/die Grundstückseigentümer/in die Durchführung re-
gelmäßiger fachgerechter Messungen/Untersuchungen sichergestellt wird, anhand derer 
die Notwendigkeit einer Abfuhr des in der Kleinkläranlage anfallenden Schlamms beurteilt 
werden kann. Diese haben nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, jedoch 
mindestens einmal im Jahr zu erfolgen. Die Ergebnisse dieser Messun-
gen/Untersuchungen sind den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben innerhalb von 14 Ta-
gen mitzuteilen.  
 

(3) Werden den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben die Ergebnisse der regelmäßigen 
Messungen/Untersuchungen im Sinne des Absatzes 2 nicht bzw. nicht rechtzeitig vorge-
legt, erfolgt eine regelmäßige Entleerung der Vorklärung der Kleinkläranlagen durch die 
Wolfsburger Entwässerungsbetrieb oder durch von ihr Beauftragte.  
 

(4) Eine Entleerung der Vorklärung hat alle fünf Jahre zu erfolgen. 
 

(5) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können Ausnahmen von der vollständigen Ent-
leerung der Vorklärung zulassen, insbesondere dann, wenn ein Fachkundiger für die War-
tung von Kleinkläranlagen mitteilt, dass die Entleerung der anderen Kammern aufgrund 
der Schlammmenge und –konsistenz nicht erforderlich ist. 
 

(6) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe oder von ihr Beauftragte geben die Entsorgungs-
termine bekannt. Die Bekanntgabe kann öffentlich geschehen. Der/Die Grundstückseigen-
tümer/in ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, dass die Entsorgung zum festge-
setzten Zeitpunkt erfolgen kann. 

 
 
 

IV. Schlussvorschriften 
 
 

§ 16 
Maßnahmen an den öffentlichen Abwasseranlagen 

 
Einrichtungen öffentlicher Abwasseranlagen dürfen nur von Beauftragten der Wolfsburger Ent-
wässerungsbetriebe oder mit Zustimmung der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe betreten 
werden. Eingriffe an öffentlichen Abwasseranlagen sind unzulässig. 
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§ 17 

Anzeigepflichten 
 

(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschlusszwanges (§§ 3, 4 Ab-
satz1), so hat der/die Grundstückseigentümer/in dies unverzüglich den Wolfsburger Ent-
wässerungsbetrieben mitzuteilen. 
 

(2) Gelangen gefährliche oder schädliche Stoffe in eine der öffentlichen Abwasseranlagen, so 
sind die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe unverzüglich - mündlich oder fernmündlich, 
anschließend zudem schriftlich - zu unterrichten. 
 

(3) Der/Die Grundstückseigentümer/in hat Betriebsstörungen oder Mängel am Anschlusska-
nal unverzüglich - mündlich oder fernmündlich, anschließend zudem schriftlich – den 
Wolfsburger Entwässerungsbetrieben mitzuteilen. 
 

(4) Beim Wechsel des Eigentums an einem Grundstück hat der/die bisherige Grundstücksei-
gentümer/in die Rechtsänderung unverzüglich den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben 
schriftlich mitzuteilen. Zu dieser Mitteilung ist auch der/die neue Grundstückseigentümer/in 
verpflichtet. 
 

(5) Wenn Art und Menge des Abwassers sich erheblich ändern (z. B. bei Produktionsumstel-
lungen), so hat der Grundstückseigentümer oder die Nutzer dies unverzüglich den 
Wolfsburger Entwässerungsbetrieben mitzuteilen. 
 

 
§ 18 

Altanlagen 
 

(1) Anlagen, die vor dem Anschluss an eine zentrale öffentliche Abwasseranlage der Beseiti-
gung des auf dem Grundstück anfallenden Abwassers dienten und die nicht als Bestandteil 
der angeschlossenen Grundstücksentwässerungsanlage genehmigt sind, hat der/die  
Grundstückseigentümer/in innerhalb von drei Monaten auf seine Kosten so herzurichten, 
dass sie für die Aufnahme oder Ableitung von Schmutzwasser nicht mehr benutzt werden 
können. 
 

(2) Ist ein Grundstück nicht mehr zu entwässern, hat der/die Grundstückseigentümer/in dies 
mitzuteilen. Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe entscheiden, ob die Anschlusskanäle 
verschlossen oder beseitigt werden müssen. Die Kosten hierfür trägt der/die Grundstücks-
eigentümer/in.  

 
 

§ 19 
Befreiungen 

 
(1) Die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe können von Bestimmungen dieser Satzung, so-

weit sie keine Ausnahme vorsehen, Befreiung erteilen, wenn die Durchführung der Be-
stimmungen im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und 
die Befreiung mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
 

(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie befristet erteilt werden. Sie 
steht unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs. 
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§ 20 

Haftung 
 

(1) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder satzungswidriges Handeln oder 
Unterlassen einer gebotenen Handlung entstehen, haftet der/die Verursacher/in. Dies gilt 
insbesondere, wenn entgegen dieser Satzung schädliche Abwässer oder sonstige Stoffe 
in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet werden. Ferner hat der/die Verursacher/in 
die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe von allen Ersatzansprüchen freizustellen, die 
Dritte in diesem Zusammenhang gegen die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe geltend 
machen. 
 

(2) Wer entgegen § 16 unbefugt Einrichtungen von Abwasseranlagen betritt oder Eingriffe an 
ihnen vornimmt, haftet für entstehende Schäden. 
 

(3) Der Grundstückseigentümer haftet außerdem neben dem Verursacher für alle Schäden 
und Nachteile, die den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben durch den mangelhaften Zu-
stand der Grundstücksentwässerungsanlage, ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr 
nicht sachgemäßes Bedienen entstehen. 
 

(4) Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedingungen der Satzung die Erhöhung bzw. 
den Verlust der Ermäßigung der Abwasserabgabe (AbwAG) verursacht, hat den 
Wolfsburger Entwässerungsbetrieben den erhöhten Betrag der Abwasserabgabe zu er-
statten. 
 

(5) Mehrere Verursacher/innen haften als Gesamtschuldner/innen. 
 

(6) Bei Überschwemmungsschäden als Folge von 
 
a) Rückstau in der öffentlichen Abwasseranlage, z. B. bei Hochwasser, Wolkenbrüchen, 

Frostschäden oder Schneeschmelze; 
 

b) Betriebsstörungen, z. B. bei Ausfall eines Pumpwerkes; 
 

c) Behinderungen des Abwasserabflusses, z. B. bei Kanalbruch oder Verstopfung; 
 

d) zeitweiliger Stilllegung einer öffentlichen Abwasseranlage, z. B. bei Reinigungsarbeiten 
im Straßenkanal oder Ausführungen von Anschlussarbeiten; 
 

hat der/die Grundstückseigentümer/in einen Anspruch auf Schadenersatz nur, soweit die 
eingetretenen Schäden von den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben schuldhaft verur-
sacht worden sind. Anderenfalls hat der/die Grundstückseigentümer/in die Wolfsburger 
Entwässerungsbetriebe von allen Ersatzansprüchen freizustellen, die andere deswegen 
bei ihr geltend machen. 
 

(7) Wenn bei der Entleerung von abflusslosen Sammelgruben bzw. der Entleerung oder Ent-
schlammung von Kleinkläranlagen trotz erfolgter Anmeldung zur Entleerung oder Ent-
schlammung infolge höherer Gewalt, Streik, Betriebsstörungen oder betriebsnotwendiger 
anderer Arbeiten die Entsorgung erst verspätet durchgeführt werden kann oder einge-
schränkt bzw. unterbrochen werden muss, hat der/die Grundstückseigentümer/in keinen 
Anspruch auf Schadenersatz. 
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§ 21 
Zwangsmittel 

 
(1) Für den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht befolgt werden oder gegen sie 

verstoßen wird, kann nach § 70 des Niedersächsischen Verwaltungsvollstreckungsgeset-
zes (NVwVG) in Verbindung mit den §§ 64, 65 und 67 des Niedersächsischen Gesetzes 
über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds.SOG) ein Zwangsgeld bis zu € 50.000,-- 
angedroht und festgesetzt werden. 
 
Dieses Zwangsmittel kann wiederholt werden, bis die festgestellten Mängel beseitigt sind. 
 

(2) Die zu erzwingende Handlung kann nach vorheriger Androhung im Wege der Ersatzvor-
nahme auf Kosten des Pflichtigen durchgesetzt werden.  
 

(3) Das Zwangsgeld und die Kosten der Ersatzvornahme werden im Verwaltungszwangsver-
fahren eingezogen. 
 

 
§ 22 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 10 Abs. 5 des Niedersächsischen Kommunalverfas-

sungsgesetzes in der jeweils gültigen Fassung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
entgegen 

 
1. § 3 Absatz 1 , § 4 Absatz 1  

sein Grundstück nicht rechtzeitig an die öffentlichen Abwasseranlagen anschließen 
lässt; 
 

2. § 3 Absatz 6 bzw. § 4 Absatz 2  
das bei ihm anfallende Abwasser nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen ableitet; 
 

3. § 4 Absatz 2  
Niederschlagswasser und/oder selbst gefördertes Wasser, das als Brauchwasser 
genutzt wird, ohne Genehmigung einleitet; 
 

4. dem nach § 6  
genehmigten Entwässerungsantrag die Anlage ausführt; 
 

5. § 6 Absatz 7  
ohne Einverständnis der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe vor Erteilung einer 
Genehmigung mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsan-
lage beginnt; 
 

6. § 7  
den Anschluss seines Grundstücks an die öffentlichen Abwasseranlagen oder die 
Änderung der Entwässerungsgenehmigung nicht beantragt; 
 

7. §§ 8, 8a, 13 Absatz 3  
Abwasser einleitet, das einem Einleitungsverbot unterliegt oder das nicht den Einlei-
tungswerten entspricht; 
 

8. § 8 Absatz 7  
Abwasser verdünnt, um Einleitungsverbote zu umgehen oder Einleitungswerte zu er-
reichen; 
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9. § 9 Absatz 6  
den Anschlusskanal verändert oder verändern lässt; 
 

10. § 10a Absatz 2  
die Grundstücksentwässerungsanlage oder auch Teile hiervon in Betrieb nimmt, be-
vor der die Abnahme durch die Wolfsburger Entwässerungsbetriebe erfolgt ist;  
 

11. § 10 Absatz 6  
die Entwässerungsanlage seines Grundstücks nicht ordnungsgemäß betreibt; 
 

12. § 11 Absatz 1  
Beauftragten der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe nicht ungehindert Zutritt zu al-
len Teilen der Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück gewährt; 
 

13. § 11 Absatz 2  
nicht die Zugänglichkeit zu allen Teilen der Entwässerungsanlagen auf dem Grund-
stück sicherstellt; 
 

14. § 11 Absatz 3  
nicht die zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage erforderlichen Auskünfte 
erteilt; 
 

15. § 13 Absatz 1  
die Entleerung behindert; 
 

16 § 14 Absatz 3  
die Anzeige der Notwendigkeit einer Entleerung unterlässt oder die Entleerung selbst 
vornimmt oder durch nicht von den Wolfsburger Entwässerungsbetrieben beauftrag-
te Dritte vornehmen lässt; 
 

17. § 15 Absatz1  
die Entleerung selbst vornimmt oder durch nicht von den Wolfsburger Entwässe-
rungsbetrieben beauftragte Dritte vornehmen lässt; 
 

18. § 16  
die öffentliche Abwasseranlage betritt oder sonstige Maßnahmen an ihr vornimmt; 
 

19. § 17  
seine Anzeigepflichten nicht oder nicht unverzüglich erfüllt. 
 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu € 5.000,-- geahndet werden. 
 
 

§ 23 
Beiträge und Gebühren 

 
(1) Für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung, Erneuerung und die Benutzung der öf-

fentlichen Abwasseranlagen werden nach besonderen Rechtsvorschriften Beiträge und 
Gebühren erhoben und Erstattungsbeträge gefordert. 
 

(2) Für die Genehmigung und die Abnahme von Grundstücksentwässerungsanlagen und die 
Befreiung vom Anschluss-/oder Benutzungszwang werden Verwaltungskosten nach der 
Verwaltungskostensatzung erhoben. 
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§ 24 
Übergangsregelung 

 
(1) Die vor Inkrafttreten der Satzung eingeleiteten Genehmigungsverfahren werden nach den 

Vorschriften dieser Satzung weitergeführt. 
 

(2) Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Anschlussvoraussetzungen gegeben sind 
und das Grundstück noch nicht an eine öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, ist 
der Entwässerungsantrag gemäß § 7 dieser Satzung spätestens zwei Monate nach ihrem 
Inkrafttreten einzureichen. 

 
 

§ 25 
Hinweis auf DIN-Normen und Verwahrung 

 
(1) Die in dieser Satzung vorgenommenen Verweise auf DIN-Normen beziehen sich auf fol-

gende Ausgaben: 
 
DIN 1986-100 Entwässerungsanlagen für  
  Gebäude und Grundstücke Ausgabe Mai 2008  
 
DIN 1986-30 Instandhaltung Ausgabe Feb. 2012 
 
DIN  4261-1  Kleinkläranlagen Ausgabe Oktober 2010 
DIN  4261-5  Ausgabe Oktober 2012 
 
DIN  18300 Erdarbeiten Ausgabe August 2015 
 
DIN EN 1610 Verlegung und Prüfung von   
  Abwasserleitungen und -kanälen Ausgabe Dezember 2015 
 
und DWA-A 139 Einbau und Prüfung von  
  Abwasserleitungen und  
  -kanälen Ausgabe Dezember 2009 
 
DIN EN 752 Entwässerungssysteme  
  außerhalb von Gebäuden Ausgabe April 2008 
 
DIN EN 12056 Schwerkraftentwässerungsanlagen  
  innerhalb von Gebäude Ausgabe Jan. 2001 
 
 

(2) Die Texte der jeweiligen DIN-Normen bzw. der DWA können bezogen werden bei der 
Beuth-Verlag GmbH, Berlin-Köln. 
 

(3) Die in Absatz 1 genannten DIN-Normen sind bei den Wolfsburger Entwässerungsbetrie-
ben vorhanden und können dort während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 
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§ 26 
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. Gemäß Beschluss des Rates der Stadt Königslut-
ter am Elm vom 10.12.2015 tritt die Satzung der Stadt Königslutter am Elm über die Abwas-
serbeseitigung (ABS) in der Fassung der 1. Nachtragssatzung gemäß Ratsbeschluss vom 
16.07.2015 gleichzeitig außer Kraft. 
 
 
 
Wolfsburg, 14.12.2015 
 
 
 
Der Vorstand 
 
gez.  Dr. Meier 
 
Dr. Meier 
 
 
 
ABl.-Nr. 47 vom 21.12.2015 



- 559 - 
 
 
Anhang zur  
Satzung über die Abwasserbeseitigung auf dem Gebiet der Stadt Königslutter am Elm 
(Abwasserbeseitigungssatzung Stadt Königslutter) 
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210. Bekanntmachung der

ABl.-Nr. 47 vom 21.12.2015

Helmstedt, den 16.12.2015

gez. Schobert
(Schobert)
Bürgermeister
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